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Allgemeines Staatsrecht

Walter Haller/Alfred Kölz – zweite Auflage

Zusammenfassung von Kayhan Kayar
§ 2 Begriff und Wesenselemente des Staates

1.Begriff


· Der Staat ist eine Verbandseinheit sesshafter Menschen, welcher mit Herrschermacht ausgerüstet ist (Jellinek).

· Der Staat ist ein Werkzeug zur Erfüllung von Steuerungsfunktionen der Gesellschaft (Pernthaler).

· Drei Merkmale: Staatsvolk, Staatsgebiet, Staatsgewalt (Dreielemententheorie)

2.Staatsvolk

Man kann ein Volk als ethnische oder soziologische Einheit verstehen. Gemeinschaft von Menschen, die sich als Angehörige einer Nation fühlen.

Volk im Sinne der Staatsangehörigen. Die Staatsangehörigkeit ist ein juristischer Begriff. Je nach Staatsangehörigkeit gehört man zu einem Volk.

Der Erwerb der Staatangehörigkeit erfolgt entweder von Gesetzes wegen (bei der Geburt = ius sanguinis oder ius soli) oder durch einen behördlichen Beschluss (Einbürgerung = Naturalisation).

Ius soli kommt in den USA und in AUS zum Zuge, während in der CH und Nachbarstaaten ius sanguinis.

3.Staatsgebiet

a) Gebietshoheit

Die Herrschaft des Staates erstreckt sich auf ein abgegrenztes Territorium, das durch die Landesgrenzen bestimmt wird (Gebietshoheit).

Gebietshoheit entspricht nicht dem privatrechtlichen Begriff des Eigentums an Grund und Boden.

	Gebietshoheit
	öffentlich-rechtliche Herrschaft in einem bestimmten Territorium, d.h. Zuständigkeit zum Erlass beliebiger Hoheitsakte (Rechtsetzung, Rechtssprechung)

	Privateigentum
	privatrechtliche Verfügungsgewalt über eine bestimmte Sache


Alle Personen, die sich im Gebiet eines Staates aufhalten, unterstehen unabhängig von ihrer Nationalität dem Recht des betroffenen Staates.

Der Geltungsbereich von Normen kann indes über das Staatsgebiet hinausgehen; so können Strafnormen auch im Ausland begangene Delikte erfassen; deren Durchsetzung ist freilich auf das eigene Hoheitsgebiet beschränkt.

Abweichende Regelungen über die Gebietshoheit bestehen im Völkerrecht; Exterritorialität von Botschaftsgelände und die diplomatische Immunität.

b) Grenzen des Staatsgebietes

Das durch Grenzen bestimmte Staatsgebiet erfasst auch den Grund unterhalb der Eroberfläche sowie den Luftraum und das Meeresgebiet (WR Zone bis zu 200 Seemeilen).

4.Staatsgewalt 

a) Eigenschaften der Staatsgewalt

Das Recht muss notfalls zwangsweise durchgesetzt werden können. Die Staatsgewalt ist das wichtigste Wesenselement des Staates. Der Staat übt auf seinem Hoheitsgebiet die höchste Befehls- und Zwangsgewalt aus; er hat das Gewaltmonopol; alle Zwangsgewalt im Saat darf nur von ihm selbst oder auf Grund einer staatlichen Delegation ausgeübt werden. Um auf Dauer Bestand zu haben, bedarf die Staatsgewalt aber auch der Legitimität (Frage nach der Rechtfertigung). Nur Ausübung legitimer Gewalt.

b) Souveränität

Unbeschränkte, unteilbare Gewalt nach innen und aussen. Die dem Staat eigene absolute und zeitlich unbegrenzte Gewalt. Das Hauptmerkmal des souveränen Fürsten besteht darin, der Gesamtheit und den einzelnen das Gesetz vorschreiben zu können und zwar ohne auf die Zustimmung eines Höheren oder Gleichberechtigten.

Träger der Souveränität

Je nach Verständnis kommt sie verschiedenen Trägern zu. Der Staat als solcher ist souverän. Seit der Entstehung von souveränen Nationalstaaten bestehen die Staaten gleichberechtigt nebeneinander. Die souveräne Hoheitsgewalt  eines Staates wird durch diejenige der anderen Staaten beschränkt. Der einzelne Staat kann seine Innen- und Aussenpolitik in den Schranken des zwingenden Völkerrechts selbst bestimmen. Er ist nicht dem Recht eines anderen Staates unterworfen, sondern nur den zwingenden Normen des Völkerrechts.

Nicht nur der Staat, sondern auch bestimmte Rechtssubjekte innerhalb des Staates können Träger der Souveränität sein. Wer hat höchste Macht im Staat? Früher sprach man von der Souveränität des Monarchen, heute von der Souveränität des Volkes.

Problematik des Souveränitätsbegriffs

In Wirklichkeit haben aber die Staaten viel an Souveränität eingebüsst.Die meisten Staaten finden sich in einem grossen Geflecht von vertraglichen Verpflichtungen wieder, aus denen sie sich faktisch nicht mehr lösen können.Zudem müssen sie sich an zwingendes Völkerrecht halten.

Besonders weit geht die Bindung innerhalb der EU(Supranationale Organisation).

Aber ein Staat verliert seine Souveränität nicht, wenn er eigene Armeeeinheiten unter ein gemeinsames Kommando mit Bündnispartnern stellt oder wichtige währungspolitische Entscheide 

einer gemeinsamen Zentralbank überträgt.Mitglieder der EU verlieren ihre Souveränität nicht, obwohl sie einer supranationalen Organisation ihre Hoheitsrechte übertragen haben.

c) Legitimität

Legitim ist staatliches Handeln, wenn e mit den bei der betreffenden Bevölkerung vorherrschenden ethischen, übergesetzlichen Wertvorstellung im Einklang steht.

Die Typen der Herrschaft

Jede Herrschaft sucht den Glauben an ihre Legitimität zu erwecken und zu pflegen. Es gibt drei reine Typen legitimer Herrschaft:

1. rationaler Charakter

2. traditionaler Charakter

3. charismatischer Charakter

	Legalität
	Übereinstimmung eines Verhaltens mit dem geltenden positiven Recht (Gesetzmässigkeit)

	Legitimität
	Übereinstimmung eines Verhaltens mit ethischen, übergesetzlichen Wertvorstellungen


Die Legalität und die Legitimität soll im Einklang stehen. Legalität allein ist kein Garant für Legitimität, denn es braucht eine innere Rechtfertigung. Es entspricht einem grundlegenden Gebot des Rechtsstaates, dass alle Staatsorgane an das positive Recht (Verfassung, Gesetzte....) gebunden sind. Legitimität schliesst ein demokratisches Moment in sich. Demokratische Entscheidungsverfahren haben eine legitimierende Wirkung.

§ 3 Staat und Gesellschaft

Eine Gesellschaft ist eine nichtstaatliche Organisationsform des menschlichen Zusammenlebens (politische Partein, Verbände, Wirtschaftsunternehmen, Medien im Privatbesitz). Gesellschaftliches Handeln erfolgt in den Formen des Privatrechts, während sich der Staat für die Wahrnehmung seiner Aufgaben sich des öffentlichen Rechtes bedient.

1. Liberaler Staat 

War geprägt durch die Aufklärung, die Gewährleistung von Freiheitsrechten sowie nationalökonomische Lehren. Die Aufgabe des Staates war es, die Sicherheit, Freiheit sowie das Eigentum der Bürger zu schützen. Die Gesellschaft war vom Staat klar getrennt. Der Staat wollte nicht in die WR intervenieren, es sollte sich selber entwickeln nach eigenen Gesetzmässigkeiten. Positiv an dieser Staatsauffassung war, dass sie die staatliche Macht im Interesse der Freiheit des Individuums stark begrenzte. Die Überbetonung der Wirtschaftsfreiheit ermöglichte jedoch rücksichtslosen Unternehmern, Arbeiter, selbst Kinder in Fabriken und Bergwerken auszubeuten.

Entsprechend seiner „laisser faire“ Politik sah der Staat keinen obligatorischen Schulunterricht vor und begrenzte weder die Arbeitszeit noch die Kinderarbeit. Es braucht gesetzliche Arbeitszeiten, Sozialversicherungen, Verbot von Kinderarbeit, Ferienregelungen, Umweltschutz. 

Der Liberalismus betont ausgesprochen stark das Subsidiaritätsprinzip, wonach der Staat eine Aufgabe erst dann übernehmen soll, wenn Private sie nicht bewältigen können.

2. Totalitärer Staat

Keine Trennung von Staat und Gesellschaft. Über die Staatspartei, staatliche Planwirtschaft und staatliche Gewerkschaften kontrolliert er alle Lebensbereiche, wobei er nicht vom Einsatz technischer Überwachungsgeräte zurückschreckt, Daten systematisch sammelt und das Volk über Massenmedien indoktriniert.

Der marxistisch-leninistische Staat ist ein solches Beispiel. Seine Aufgabe ist es, die Menschen umfassend auch weltanschaulich zu formen. Es will die WR zentral lenken. (Stalin, Nazideutschland, DDR, UDSSR)

3. Staat und Gesellschaft in moderneren Demokratien

In modernen Demokratien sind Staat und Gesellschaft stark miteinander verflochten.

Einerseits greift der Staat regulierend in die Gesellschaft ein: Er sorgt für Sozialversicherungen und bildungspolitische Massnahmen, Chancengleichheit, minimale Sozialsicherheit, Medizinische Versorgung, Kartellgesetzgebung. Wo Private durch technische Entwicklungen überfordert sind, greift er ordnend ein (Umweltschutz, Energieversorgung, Raumplanung).

Auf der anderen Seite sind die gesellschaftlichen Kräfte, vor allem die Parteien, in massgebender Weise an der politischen Willensbildung beteiligt.

4. Koporatistischer Staat 

Staat des italienischen Faschismus. Keine Vermischung von Staat und Gesellschaft. Gegensatz zum liberalen Staat.

§ 6 Die Staatsformen und ihre Unterscheidung

	Staatsformen
	Verschiedene Systeme, nach denen die staatliche Herrschaft organisiert ist und die Staatsgewalt ausgeübt wird

	Herrschaftsformen
	Einteilung der Staaten nach der Frage, wer die obersten Träger der Staatsgewalt sind

	Regierungsformen
	Art und Weise, wie in einem bestehenden Staat die politische Macht erlangt, ausgeübt, verteilt und kontrolliert wird


Nach den antiken Staatsphilosophen ist die Anzahl der Herrschenden das massgebende Kriterium    für die Unterscheidung der Staatsform. Aristoteles kombiniert dies noch zusätzlich mit einer         ethischen Wertung, indem er zwischen den richtigen und den entarteten Staatsformen

unterscheidet.

Gute Staatsformen (gemeinnützige Herrschaftsformen)

· Monarchie: Herrschaft eines Einzelnen

· Aristokratie: Herrschaft mehrerer Personen (der "Besten")

· Politie: Herrschaft des Volkes (Staatsbürger) (Demokratie heute)

Entartete Staatsformen: 

· Tyrannis: Willkürherrschaft des Einzelnen (zum Eigennutz)

· Oligarchie: Willkürherrschaft Mehrerer (zum Vorteil der Reichen)

· Demokratie: Willkürherrschaft des Pöbels (zum Vorteil der Armen)

Dem Gemeinwohl dienen keine dieser entarteten Staatsformen. Sie übersehen alle die Mitte und neigen zu Übertreibungen. Es gibt immer eine gewisse Tendenz, dass die gerechten Staatsformen verfallen und zu ungerechten entarten. Die Lehre von der gemischten Staatsform besagt, dass eine massvolle Mischung aus den drei Ur-Staatsformen notwenig sei, um der Entartung zu entgehen.

Die gemischte Staatsform (constitutio mixta), welche die Vorzüge der drei klassischen Staatsformen  miteinander verbindet, sorgt für einen gegenseitigen Kräfteausgleich und verhindert dadurch die Entartung.

a) Unterscheidung nach dem Staatsoberhaupt

Machiavelli unterscheidet die Staatstypen Monarchie und Republik nach der Art und Weise, wie ein Staatsoberhaupt in sein Amt gelangt. Die Machterhaltung ist für ihn so zentral, dass er den Herrscher vom Zwang ethisch zu handeln befreit. Jedes Verbrechen ist gerechtfertigt, wenn ein Staatsmann seine Herrschaft erwerben oder sichern will. Der Zweck heiligt die Mittel. 

· Monarchie: Staatsoberhaupt durch Erbfolge

· Republik: Staatsoberhaupt durch Wahl

b) Monarchie

Die Monarchie ist eine Staatsform, in der eine einzige, besonders legitimierte Person – der Monarch – selbständiges, auf keine Amtszeit beschränktes Staatsoberhaupt ist. Er ist alleiniger Träger der Staatsgewalt und deren völkerrechtlicher Repräsentant. Gerechtfertigt wird die monarchische Herrschaftsform mit religiösen (Abstammung des Herrschergeschlechts von den Göttern) und charismatischen Vorstellungen oder mit der Unantastbarkeit des Erbrechts (Legitimitätsprinzip). Im 20.Jh verlor die Monarchie stark an Bedeutung.

Häufigste Form: Erbmonarchie(Thronfolgeordnung)

Seltene Form: Wahlmonarchie

c) Republik

Das Staatsvolk wird als Träger der Staatsgewalt betrachtet.

d) Monarchie und Republik im heutigen Sprachgebrauch

Der Unterscheidung in Monarchie und Republik kommt heute nur eine sehr geringe praktisch-politische Bedeutung zu. Nach klassischer Terminologie sind zum Beispiel GB, Spanien, Norwegen, Schweden und Dänemark Demokratien (Politien), obwohl sie einen König haben. Es handelt sich bei diesen Staaten um parlamentarische Monarchien. Zudem führen heute verschiedene totalitäre Regimes den Namen Republik in ihrer Staatsbezeichnung ein (Volksrepublik China).


Unterscheidung nach der inneren Gliederung

· Einheitsstaat: Staatsgewalt ist auf einer Ebene konzentriert

· Bundesstaat: Staatsgewalt ist zwischen Gesamtstaat und Gliedstaaten aufgeteilt

Siehe Buch Grafik S.43

§7 Monokratien

Herrschaft eines Einzelnen

I. Monarchien

1. Arten der Monarchie

	Absolute Monarchie
	(Frankreich unter Louis 14): 


Herrscher hat unbeschränkte und ungeteilte Staatsgewalt ohne Mitwirkung ständischer oder parlamentarischer Institutionen. Der Fürst steht als Träger der Souveränität über den Gesetzen, er ist nicht an sie gebunden(princeps legibus absolutus). Das Volks steht als politisch rechtlose Masse dar, als Untertanen dem Monarchen. Der Herrscher kann nach eigenem Gutdünken Ämter schaffen und auflösen und Amtsträger nach eigenem Ermessen einsetzen. Die gesamte Verwaltung ist ein Machtinstrument des Monarchen. Beamte sind Diener des Fürsten, nicht des Staats. System der Machtvollkommenheit. Allerdings bleibt auch der Herrscher an die Gebote der Religion, an das Naturrecht, und die Staatsgrundsätze gebunden (lois fondamentales). Durch diese moralische Selbstbeschränkung unterscheidet sich der Absolutismus vom Despotismus und Totalitarismus.

Die geschichtliche Bedeutung des Absolutismus besteht darin, dass er die überlebte Macht der privilegierten Ständen (Adel, Klerus) brach, die von der Kirche beanspruchte weltliche Oberhoheit beseitigte und das feudal-klerikale Sozialsystem durch eine moderne Staatsordnung ersetzte. In F trug der Absolutismus wesentlich zur nationalen Einigung bei.

	Theokratische Monarchie
	Der Monarch ist zugleich oberster Priester wie im Inkareich

	
	

	Lebensmonarchie
	Lebensrechtlich gestufter Staats- und Gesellschaftsaufbau unter Beschränkung der monarchischen Gewalt durch die oberste feudale Schicht, europäisches Königtum im Frühmittelalter.

	
	

	Konstitutionelle Monarchie i.e.S.:
	Deutschland 1871-1918


Beteiligung einer Volksvertretung an Gesetzgebung und Festsetzung des Budgets. Grosse Befugnisse des Monarchen. Verfassungsgeschichtlich gesehen ist der Konstitutionalismus eine Verbindung des monarchischen Prinzips mit der Volkssouveränität. Das konstitutionelle System war eine weitverbreitete Herrschaftsform in der Zeit des Übergangs von der Stände- zur Industriegesellschaft. Wurde erstmals in England verwirklicht, Bill of Rights.

	Parlamentarische Monarchie
	Dänemark, England, Spanien, Schweden


Beschränkung des Monarchen vor allem auf die Repräsentation des Staats nach innen und aussen, Kompetenzhoheit fast vollständig vom Monarchen auf das Volk übergegangen. Inhaber der Staatsgewalt und Träger der Souveränität ist das Volk. Die Ausübung der Staatsgewalt liegt in der Hand von Repräsentanten und vor allem des Parlamentes. Monarch hat nur wenige Mitwirkungsbefugnisse im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren. Materiell eine Demokratie, aber formell eine Monarchie. Unterzeichnung von Gesetzen durch den Monarchen ist nur eine Formsache. Eine Ausnahme ist Spanien, wo ein Gesetz ohne die Billigung des Königs nicht zustande kommt (Veto des Königs).

2. Verbreitung der Monarchie

Europa: Belgien, Dänemark, GB, FL, LUX, Monaco, Schweden, Spanien

Afrika: Marokko

Asien: Brunei, Japan, Jordanien, Kuwait, Nepal, Thailand, Vereinigte Arabische Emirate

II. Diktaturen

Gemeinsame Strukturmerkmale

· Monopolisierung der Staatsgewalt bei einer Person(Diktator) oder Gruppe(Junta)

· Unterdrückung der Opposition

· Aufhebung der Gewaltenteilung

· Gleichschaltung von autonomen Teilgewalten zugunsten der Zentralgewalt

· Unterdrückung des polit. und des gesellschaftlichen Pluralismus

· Einschränkung der Menschenrechte und Bürgerrechte

· Ersetzung des Rechtsstaates durch den Polizeistaat

· Instrumentalisierung der Bürokratie zur Überwachung des einzelnen und der Gesellschaft (Big Brother is watching you....)

1. Verfassungsmässige oder kommissarische Diktatur

Ist das vorübergehende, treuhänderische Anvertrauen diktatorischer Gewalt an einen Alleinherrscher zum Zwecke der Behebung einer akuten Staatskrise oder eines Staatsnotstandes.

Eine Art Übergangsregelung, denn sie soll nur im Falle einer Krisensituation ein rasches und energisches und effizientes politisches Handeln zur Beseitigung des Notstandes sowie zur Wiederherstellung des legalen Zustandes ermöglichen.

Einzelner kann rascher und effizienter handeln als ein Kollegialorgan.

Wenn dies in der Verfassung vorgesehen ist = verfassungsmässige Diktatur

Riskante Staatsform, da der Diktator seine Position missbrauchen könnte. Es gibt gewisse Sicherheitsmechanismen.

2.Revolutionäre oder autokratische Diktatur 
Endstadium, permanente Herrschaftsform, deren Bestand sich selbst rechtfertigt. Ist nicht gedacht als Übergang zu einer durch den Diktator herzustellenden Demokratie. Herrscher reisst Macht an sich. Sie ist nicht vorübergehend anvertraut (z.B. Pinochet in Chile).

Entstehungsgrund ist oft eine nicht funktionierende Demokratie. Nicht selten ist der Beginn einer Diktatur kommissarisch gedacht. Zu einer enormen Machtkonzentration ist es immer wieder bei plebiszitär begründeten Diktaturen gekommen. Der charismatische Führer hat von Anfang an ein breites Herrschaftsfundament, weil er von einer ihn tragenden Massenbewegung an die Macht gebracht wird (Fidel Castro, Ayatollah Khomeini). Eine Militärjunta verfügt nicht über die gleiche Machtfülle wie die plebiszitären Diktaturen, weil sie sich die Macht erobern müssen. Sind eher Oligarchien, weil sie keinen übermächtigen Führer aufweisen (Militärjunta in Griechenland 1967-74). Problem der Nachfolge des Diktators.

§ 8 Oligarchien

Herrschaft einer kleine Gruppe, in der Regel durch persönliche Beziehungen untereinander verbundenen Gruppe, die ihre Macht hauptsächlich zu eigennützigen Interessen gebraucht, weshalb sie als entartete Staatsform gilt.

Die Entstehung oligarchischer Strukturen ist in den moderneren Staaten mit ihren komplexen politischen und wirtschaftlichen Systemen schon aus Gründen der Arbeitsteilung unvermeidbar. In grösseren politischen Gemeinschaften ist es nicht möglich, dass die gesamte Bevölkerung an allen wichtigen Entscheidungen teilnehmen kann. Zudem besitzt auch niemand die Kenntnisse und die Urteilskraft um an allen Entscheidungen mitzuwirken. Hierarchische Strukturen spielen daher in sämtlichen bestehenden Staate, auch Demokratien, eine wichtige Rolle.

§ 9 Die Demokratie

· "government of the people, by the people and for the people" (Abraham Lincoln)

· Grundgedanke ist Volkssouveränität und die Gleichberechtigung aller Bürger.

· Zu seinem Funktionieren setzt der demokratische Staat das Mehrheitsprinzip voraus.

I. Prinzipien und Voraussetzungen

1. Demokratie als reale Volksherrschaft?

Gemäss dem Repräsentationsprinzip ist im volksgewählten Parlament ein Abbild des Volkswillens zu sehen. Periodische Wahlen gewährleisten, je nach Wahl-, Parteien-, und Regierungssystem, eine mehr oder weniger starke Einflussnahme des Volkes auf den Staat.

Andere Staaten, so etwa schweizerische Kantone oder nordamerikanische Gliedstaaten mit stark ausgebauten Referendums-, Initiativ- und Abberufungsrechten, kommen der realen Volksherrschaft etwas näher, ohne aber den Grad der unmittelbaren Machtausübung durch die einzelnen Bürger in der Antike zu erreichen.

2. Demokratie als Eigenwert und als Voraussetzung der Gerechtigkeit

Mitbestimmungsrechte bilden die aktiven Seite der Menschen. Notwendige Voraussetzung der Gestaltung einer gerechten Gesellschaft. Es bedarf für die Erhaltung einer gerechten Gesellschaft des ständigen Einbezugs aller von staatlichen Maßnahmen Betroffener. Muss für alle offene zugängliche Verfahren des Gespräches und der Anhörung haben.

3. Freiheitliche Zivilgesellschaft als Voraussetzung der Demokratie

In Mittel- und Osteuropa konnten sich die Feudalsysteme bis etwa zum ersten WK mehr oder weniger behaupten. Die Bildung freiheitlicher und demokratischer Zivilgesellschaften verzögerte sich dort noch einmal nach der Russischen Revolution 1917 und nach 1945 durch die Machtübernahme der Kommunisten in den Ländern östlich des Eisernen Vorhanges. Die Sowjets liessen die Bildung von Zivilgesellschaften noch weniger zu, als es die Feudalsysteme erlaubt hatten.

Die Angehörigen der heutigen Industrie- und Dienstleistungsstaaten brauchen zur Abfederung der grossen Risiken der Wettbewerbswirtschaft gut entwickelte sozialstaatliche Einrichtungen. Eine Demokratie, die hier zu wenig vorsorgt und damit die Verelendung von Teilen der Bevölkerung zulässt, handelt ethisch vorwerflich. So kann das politische System instabil werden. Ohne ausreichende Wertetoleranz ihrer Mitglieder kann eine demokratische Gemeinschaft ebenfalls nicht funktionsfähig sein.

4. Minimaler Grundkonsens(Basiskonsens)

Es braucht für das Funktionieren ein Minimum an an gemeinsamen Grundüberzeugungen.

· Gemeinsame Überzeugung über Grundlagen der Staatsverfassung

· Individuelle Rechte

· Nationaler Basiskonsens (gemeinsamer Wille zur künftigen Führung einer staatlichen             Gemeinschaft)

5. Das Mehrheitsprinzip und seine Schranken

Demokratische Entscheidungen besitzen nur dann die für ihre Akzeptanz, Durchsetzbarkeit und Dauerhaftigkeit notwendige Entscheidungen, wenn sie legitim und sachgerecht zustande gekommen sind. Das Mehrheitsprinzip ist zwar eine Entscheidregel, darf aber nicht absolut gelten. Der Mehrheitsregel ist einmal der Wesensgehalt der individuellen Freiheit, insbesondere die persönliche Freiheit, zu entziehen. Ferner dürfen Mehrheitsentscheidungen, welche zur dauernden Zerstörung von nat. Lebensgrundlagen der Menschen führen, nicht mehr zulässig sein. Die Demokratie muss dafür sorgen, dass Mehrheitsentscheidungen zur Führung von Aggressionskriegen, nicht zustande kommen oder nicht durchgesetzt werden können.

Innerstaatlich bietet die Einsetzung von Verfassungsgerichten zum Schutze etwa der persönlichen  Freiheit einen wirksamen Schutz vor derartigen Mehrheitsentscheidungen. Solche gerichtlichen Schutzeinrichtungen können nur in einer gewaltenteiligen Demokratie verankert werden.

6. Bildung und staatsbürgerliche Verantwortung

Die Übertragung von Entscheidungsmacht auf die Individuen setzt deren Fähigkeit voraus, die Tragweite solcher Entscheidungen beurteilen zu können. Die Einzelnen bedürfen daher ausreichender Bildung:

· Kenntnisse des Parteisystems

· Kennen der wichtigsten Vorgänge der Volkswirtschaft, Finanzpolitik...

Diese Kenntnisse müssen die Staatsbürger im Rahmen eines Mindestmasses an obligatorischer Bildung vermittelt erhalten.

7. Öffentlichkeit und Informationsfreiheit

Sachgerechte demokratische Entscheidungen setzen ein hohes Mass an Öffentlichkeit der staatlichen Institutionen voraus. Deshalb sind in der CH Parlamentssitzungen öffentlich. Weiter haben Regierungen und Gerichte jedes Jahr einen Rechenschaftsbericht zu veröffentlichen, ebenso müssen Budget und Staatsrechnung öffentlich gemacht werden. Regierungssitzungen aber finden hinter geschlossenen Türen statt. Ferner sind Gesetze und Verordnungen sowie wichtige Gerichts- und Verwaltungsentscheide zu veröffentlichen. Gegenüber Betroffenen müssen Einzelentscheidungen begründet werden.

8. Meinungsäusserungsfreiheit, Medienfreiheit und freie Parteibildung

Meinungen müssen individuell als auch kollektiv mit Hilfe aller Kommunikationsmittel frei weitergeben und weiterverarbeitet werden können. Ein Parteienmonopol (Einparteiensystem) ist unzulässig, ebenso die Festlegung einer begrenzten Zahl von Parteien. In der Formulierung ihrer Ziele sind die politischen Parteien frei, müssen zu deren Verwirklichung legale Mittel verwenden.

9. Allgemeines, gleiches, geheimes Wahlrecht

Wahlrechtsgrundsätze:

· Allgemeines Wahlrecht 

· Gleiches Wahlrecht (one man, one vote)

· Freies Wahlrecht (ohne Zwang und Druck für Wahlentscheidung)

· Geheimes Wahlrecht (Keine Kenntnis von Dritten, Wahlverhalten darf nicht eruiert werden)

· Offene Wahlen an Landesgemeinden oder Gemeindeversammlungen verletzen den Grundsatz der geheimen Wahl

10. Periodische Wahlen 

Zusammensetzung von Parlamenten und Regierungen soll die Mehrheitsverhältnisse im Volk wiederspiegeln.  Neuwahlen:

· USA: Abgeordnete des Repräsentantenhauses alle 2 Jahre, Senatoren alle 6 Jahre,        Präsident alle 4 Jahre

· Frankreich,D,CH: Wahl der Volksvertretungen alle 4 Jahre

Sehr lange Wahlperioden oder sogar Wahlen auf Lebzeiten für Volksvertreter laufen dem Zweck periodischer Wahlen zuwider.

11. Verantwortlichkeit der Staatsorgane

a) politische Verantwortlichkeit

Bedeutet, dass gewählte Amtsträger vom Wahlkörper über die Nichtwiederwahl oder Abberufung zur Rechenschaft gezogen werden können.

b) strafrechtliche Verantwortlichkeit

Amtsträger können durch ein Strafgericht zur Rechenschaft gezogen werden, wenn ihnen die Verletzung einer strafrechtlichen Bestimmung zur Last gelegt werden kann. In Frage kommen vor allem Strafen für Sonderdelikte wie Bestechlichkeit, Amtsmissbrauch und Amtsmissbrauch.

c) disziplinarische Verantwortlichkeit

Beamte, welche gegen Dienstvorschriften verstossen haben, können gemäss den beamtenrechtlichen Erlassen mit disziplinarischen Massnahmen belegt werden. Schwerste Sanktion ist die Entlassung des Beamten.

d) vermögensrechtliche Verantwortlichkeit

Kausalhaftung des Staates. Werden also Private durch eine rechtswidrige Handlung eines staatlichen Funktionärs geschädigt, so haftet der Staat. 

e) besondere Magistratverantwortlichkeit

Staatspräsidenten, Ministerpräsidenten und hohe Richter unterliegen besonderen Verfahren der von ihnen in Ausübung ihrer Amtstätigkeit begangenen Rechtsverletzungen. Es ist eine Kombination von politischen und strafrechtlichen Verfahrenselementen. Es  braucht den Beschluss des Parlaments für die Einleitung eines solchen Verfahrens. 

II. Direkte, halbdirekte und repräsentative Demokratie

1. Direkte Demokratie 

Volk beschliesst selber alle Gesetze, trifft gewisse Verhaltungsmassnahmen selber, wählt die Vollzugsbehörden und Richter auf kurze Amtsdauer. Kennt weder Parlament noch Gewaltenteilungsgrundsatz. Nirgends voll verwirklichter Idealtypus.

2. Plebiszitäre Demokratie (z.B. Frankreich)
Es steht im Ermessen der Staatspitze, also des Staatspräsidenten, eine Volksabstimmung über einen von ihr ausgewählten Gegenstand durchzuführen. Dabei ist die Volksabstimmung eine Vertrauensabstimmung für den Präsidenten. Lehnt das Volk die Vorlage ab, so tritt er in der Regel von seinem   Amt zurück (De Gaulle 1969). Die Problematik ist, dass dem Staatsvolk kein von ihm selbst auslösbares Oppositionsinstrument gegen die Politik der Regierung zur Verfügung steht. Das Volk kann sich nur äussern, wenn es befragt wird. Der Präsident kann das plebiszitäre Referendum  als Instrument zur Festigung seiner Machtposition verwenden, wenn er etwa in einer Vertrauenskrise absichtlich eine populäre Vorlage zum Gegenstand einer Volksabstimmung macht. Die plebiszitäre Demokratie führt schliesslich zur problematischen Personalisierung von Sachabstimmungen.

3. Repräsentative oder indirekte Demokratie 

Volk ist nur noch theoretisch Inhaber der Staatsgewalt, denn es übt die Herrschaft im Staat nur  mittelbar, das heisst indirekt durch seine Vertreter aus. Volk ist lediglich das Wahlorgan der Repräsentanten, es entscheidet nicht über Sachfragen. Für die Gesetzgebung ist allein das Parlament zuständig. Es könnten zwei Modelle von Repräsentativdemokratien beschrieben werden.

a) Die liberale Auffassung

Sie basierte auf der streng individualistischen, liberalen und gewaltenteiligen Demokratie. Die  mittellosen Bevölkerungskreise waren vom Wahlrecht ausgeschlossen (Zensus). Es sollte die Führung einer liberal-nationalistischen Politik im Interesse des Gesamtwohls ermöglichen.

b) die moderne parteienstaatliche Demokratie 

Basiert auf dem allgemeinen, freien und geheimen Wahlrecht. Die Parlamentsmitglieder sind stark in die Parteien eingebunden, welche Sprachrohr der Bevölkerungsgruppen sind. Innerhalb der Parteien besteht eine deutliche Hierarchie. Die Politik ist vor allem Interessenpolitik mit Schwergewicht im wirtschaftlichen und sozialen Bereich. Die Wirtschaftsverbände wirken stark auf Parteien, Parlament und Exekutive ein. Die Führungsrolle in der Politik nimmt nicht mehr das Parlament, sondern die Regierung war.

4. Referendumsdemokratie oder halbdirekte Demokratie

Kombination von Elementen der repräsentativen Demokratie und der direkten Demokratie. Grundsätzlich gehen auch in der halbdirekten Demokratie die Entscheide von der Regierung und vom durch das Volk gewählte Parlament aus. Das Volk kann aber direkt Einfluss nehmen und mit Initiative und Referendum erreichen, dass gewisse Sachfragen der Volksabstimmung unterstellt werden. Eine Einrichtung er halbdirekten Demokratie ist ferner das Recht des Volkes, das Parlament, die Regierung oder Richter abberufen zu können. Am stärksten ausgebildet sind die Einrichtungen der halbdirekten Demokratie in der CH. Mehr als die Hälfte aller weltweit durchgeführten Volksabstimmungen finden in der Schweiz statt. Dennoch darf der Einfluss des Volkes auch dort nicht überschätzt werden, denn es ist nicht möglich mit den Mitteln der halbdirekten Demokratie eine kontinuierliche und ständig wirksame Politik zu führen.

A) Übersicht über die Institutionen der halbdirekten Demokratie

1.Referendum 

· Verfassungsreferendum

· Gesetzesreferendum (obligatorisch oder fakultativ)

· Staatsvertragsreferendum

· Verwaltungsreferendum          

2.Volksinitiative

· Verfassungsinitiative

· Gesetzesinitiative

· Verwaltungsintiative

3.Abberufungsrecht(recall) gegen

· Parlament

· Regierungen

· Richter

B) Referendum

Mit Hilfe des Referendums kann das Volk das Inkrafttreten eines Gesetzes oder Beschlusses des Parlamentes verhindern (suspensives Referendum) oder einen in Kraft stehenden Beschluss nachträglich ganz oder teilweise aufheben (abrogatives Referendum). Der Volksentscheid wird in einer geheimen Abstimmung getroffen. Sie kann mittels Beibringung einer bestimmten Zahl von Unterschriften Stimmberechtigten oder mittels Begehren einer Minderheit der Parlamentsmitglieder erfolgen. Regierungsentscheide unterliegen nicht dem Referendum. Die Regierung kann auch kein 

Referendum über Parlamentsbeschlüsse herbeiführen.

Verfassungsreferendum

Das Volk kann über eine vom Parlament oder einem Verfassungsrat beschlossene Änderung der  Verfassung abstimmen. Dabei kann es sich um eine Teiländerung oder um eine Gesamtänderung einer Verfassung handeln. Das Verfassungsreferendum kann obligatorisch sein, so in der Schweiz.

Gesetzesreferendum

Das Volk kann über eine vom Parlament beschlossene Teil- oder Gesamtänderung eines Gesetzes 

oder über ein neues Gesetz abstimmen. In der Regel ist das Gesetzesreferendum fakultativ; in der 

Hälfte der CH Kantone ist es obligatorisch. Das suspensive Gesetzesreferendum bildet die allgemeine übliche Form. Italien kennt das abrogative Gesetzesreferendum. Gewisse Staaten, welche ein Gesetzesreferendum kennen, machen die Gültigkeit der Volksabstimmung von einer Mindeststimmbeteiligung, von einen "Beteiligungsquorum", abhängig.

Staatsvertragsreferendum

Das Volk kann über einen vom Parlament genehmigten Staatsvertrag entscheiden. Kann fakultativ oder obligatorisch sein. Das Staatsvertragsreferndum findet entweder kraft besonderer Verfassungsbestimmungen Anwendung oder aber kraft Mehrheitsbeschlusses des Parlamentes. In zwei Fällen, nämlich bei der Frage des Beitritts der CH zum Völkerbund 1920 sowie desjenigen zum EWR 1992, hat das Parlament mittels Mehrheitsbeschluss das obligatorische Staatsvertragsreferdum mit Ständemehr angeordnet. In GB, das sonst überhaupt keine Sachenentscheide des Volkes kennt, stimmte das Volk 1975 kraft besonderen Beschlusses des Unterhauses über den Beitritt zur EU ab. In der CH würde ein Beitritt zur EU dem obligatorischen Staatsvertragsreferendum unterstehen und müsste die Zustimmung einer Mehrheit von Volk und Ständen (Kantonen) finden.

Verwaltungsreferendum

Das Volk kann über wichtige, die Staatsverwaltung betreffende Beschlüsse des Parlaments entscheiden. Im Vordergrund stehen Ausgabenbeschlüsse von grosser finanzieller Tragweite, z.B. Beschlüsse des Parlaments über den Bau neuer Verkehrswege oder öffentlicher Gebäude. Diese Form des Verwaltungsreferendums kommt zur Anwendung, wenn die betreffenden                                    Ausgabenbeschlüsse bestimmte Finanzlimiten überschreiten; sie heisst deshalb Finanzreferendum und hat in den CH Kantonen grosse praktische Bedeutung. Grundgedanke ist, dass das steuerzahlende Volk wegen möglicher Steuererhöhungen Einfluss auf staatliche Ausgaben sich vorbehält. Nicht dem Finanzreferendum unterstehen hingegen die Budgetbeschlüsse (Voranschlag), da sie zu komplex sind für Volksabstimmungen. Als weitere Form existiert das Verwaltungsreferendum auch gegenüber Parlamentsbeschlüssen betreffend  wichtige Gegenstände nicht finanzrechtlicher Natur, so etwa Bewilligungen für den Bau von Kraftwerken.

C) Volksinitiative

Eine bestimmte Anzahl von Stimmberechtigten kann eine Rechtsänderung oder einen Beschluss auf Vornahme  einer Verwaltungsmassnahme verlangen. Die Volksinitiative richtet sich an das Parlament. Wird sie von diesem abgelehnt – was in der Praxis die Regel ist – so stimmt das Volk darüber ab. Es handelt sich um einen "Antrag aus dem Volk an das Volk". Sollte eine ausformulierte Initiative sein, welche den Stimmberechtigten in textlich unveränderter Form zur Abstimmung vorgelegt wird. Volksinitiative ist ein Mittel zur Durchsetzung von Reformen.

Verfassungsinitiative

Der Erlass, die Änderung oder die Aufhebung einer einzelnen Verfassungsbestimmung kann verlangt werden. Es handelt sich dann um eine Volksinitiative auf Teilrevision (Partialrevision) der Verfassung. Eine Volksinitiative auf Totalrevision liegt vor, wenn das Begehren auf die Überprüfung und allenfalls Neuformulierung sämtlicher Bestimmungen einer Verfassung gerichtet ist. Die Volksinitiative auf Totalrevision der Verfassung nach CH Muster kann dem Volk eine "legale Revolution" ermöglichen: Stimmt die Mehrheit einem entsprechenden Volksbegehren zu, so sind unverzüglich beide Parlamentskammern neu zu wählen, welche die Totalrevision an die Hand zu nehmen haben.

Gesetzesinitiative

Ein Erlass, die Änderung oder die Aufhebung eines Gesetzes kann verlangt werden. Es gelten dieselben Formen und Verfahren, wie für die Verfassungsinitiative.

Verwaltungsinitiative

Mit der Verwaltungsinitiative kann eine bestimmte Zahl von Stimmberechtigten die Durchführung einer Massnahme im Bereich der Verwaltung verlangen, so etwa die Errichtung einer Schule oder den Bau einer Strasse. Hat nur geringe praktische Bedeutung.

D) Abberufungsrecht

Eine bestimmte Zahl von Stimmberechtigten kann das Begehren stellen, volksgewählte Behörden oder Behördenmitglieder während der ordentlichen Amtsdauer ihrer Funktion zu entheben.Findet das Begehren in der Volksabstimmung eine Mehrheit, so sind unverzüglich Neuwahlen durchzuführen.Das Abberufungsrecht ist ein Misstrauensinstrument des Volkes gegen die Staatsgewalt.In der CH kann sich das Abberufungsrecht nur gegen ganze Behörden richten(Kollegialsystem), sei es gegen das Parlament oder gegen die Regierung oder gegen beide.

Ist in der CH ohne praktische Bedeutung geblieben, hat sozusagen eine präventive Wirkung.

Eine wichtige Rolle spielt es in den USA(recall).

In allen CH Kantonen werden die Regierungen direkt vom Volk gewählt                                      

(nicht aber auf Bundesebene).Dasselbe gilt für die Erstinstanzlichen Richter, teilweise auch für die obersten kantonalen Gerichte.Die Direkte Volkswahl der Regierungen(Gouverneure)kennen alle Gliedstaatender USA.

§ 10 Begriff und Funktion der Verfassung

I. Begriff der Verfassung


Die Normen der Verfassung gehen allen anderen Rechtsnormen vor und sind in der Regel in einer besonderen Verfassungsurkunde enthalten. Verfahren der Verfassungsgebung: obligatorisches Referendum, Zustimmung der Mehrheit der Stimmenden und der Stände (Hürde). Die Verfassung steht über dem Gesetz: 

Verfassung


Gesetz 


Verordnungen

In der CH ist das gesamte Verfassungsrecht des Bundes im formellen Sinn in der Bundesverfassung BV enthalten. In GB existiert keine geschriebene Verfassung, ist problematisch, da der Gesetzgeber freie handeln kann.

2. Verfassung im materiellen Sinn

Der Verfassung im materiellen Sinn werden die grundlegenden Normen über den Staat und sein Verhältnis zu den Bügerinnen und Bürgern zugerechnet. Hier wird nicht nach der Form, sondern nach dem Inhalt gefragt. Organisation und Zuständigkeit der obersten Staatsorgane: 

· Grundrechte

· Verfahren der Verfassungsänderung und der Gesetzgebung

· Kompetenzen von Bund und Gliedstaaten(in Bundestaaten)

III. Funktionen der Verfassung(Verfassungsverständnis)

Die Verfassung will die staatliche Macht an generelle Rechtsnormen binden und sie dadurch beschränken (Machtkontrollfunktion zum Schutze der Freiheit): 

· Organisationsrecht (Verfassung setzt Organe ein und legt Zuständigkeiten und Verfahren fest)

· Verankerung einer inhaltlichen Werteordung (Grundrechte, Wirtschaftsordnung, Sozialordnung)

· Legt Staatsziele und Grundsätze staatlichen Handelns fest.
§11 Geschichte der geschriebenen Verfassung 

Magna Charta (1215) diente als Vorbild, die der englische Adel und der Klerus dem König abrangen. Sie schränkte die Rechte des Königs ein und war ein erster Schritt zur konstitutionellen Monarchie. Vorläufer der heutigen Verfassungen waren auch die Siedlungsverträge (Gesellschaftsverträge, Convenants), welche die im 17.Jh nach Amerika ausgewanderten Puritaner miteinander abschlossen. Heute stellen die Verfassungen qualifizierte Gesetze dar, d.h. sie stehen über dem Gesetz  und binden selbst den Gesetzgeber. Heute verfügen fast alle Staaten der Welt eine Verfassung. Ausnahmen bilden GB, Neuseeland und Israel.

Exkurs: Die Verfassung der EU

Das europäische Gemeinschaftsrecht besteht aus den Verträgen über die drei Europäischen Gemeinschaften (Europäische Gemeinschaft, Europäische Atomgemeinschaft, Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl), dem Vertrag über die EU und den EG Verträgen. Die Gemeinschaftsverträge bilden als qualifizierte Rechtsnormen die Verfassung der EU.

§ 12 Verfassungsgebung und Verfassungsänderung


1. Verfassungsgebende Gewalt 

a) Ursprüngliche Verfassungsgebung

Die Verfassungsgebung fällt hier mit einer Staatsgründung oder Revolution zusammen; d.h. die neue Verfassung gründet auf keinem Vorläufer. 

b) Abgeleitete Verfassung

Die Verfassung wird aufgrund der in der bestehenden Verfassung enthaltenen Revisionsbestimmungen geändert. 

c) durch die Verfassung eingesetzte Gewalten

Die pouvoirs constitués leiten ihre Existenz und Kompetenz von der Verfassung ab. Legislative, Executive und Justiz.

2. Teiländerung und Gesamtänderung der Verfassung

Von Verfassungsänderung sprechen wir, wenn der Text der Verfassung in einem geregelten Verfahren revidiert wird.

	Partialrevision
	Änderung einzelner oder weniger zusammenhängender Artikel der Verfassung

	Totalrevision
	Alle Artikel der Verfassung werden in Beratung gezogen neu beschlossen


3. Flexible und starre Verfassungen


Flexible Verfassungen sind selten. Sehr häufig verlangen Verfassungen die Annahme durch ein qualifiziertes Mehr im Parlament. Ständemehr in der CH, 2/3 Mehrheit der Stimmen im deutschen Bundesrat.

4. Organe der Verfassungsgebung

Das Parlament ist in einer Demokratie immer an der Verfassungsgebung beteiligt. Die Notwendigkeit eines Zusammenwirkens mehrerer Organe bei der Verfassungsgebung trägt dazu bei, die Stabilität sowie auch die demokratische Legitimität der Verfassung zu erhöhen.

· In den USA geht die Initiative zur Verfassungsänderung von einer 2/3 Mehrheit im Repräsentantenhaus und im Senat aus.

· In der CH und in AUS wirken Parlament, Volk und Gliedstaaten zusammen: Jede Verfassungsänderung muss in einer Volksabstimmung angenommen werden, wobei auch in einer Mehrheit der Kantone die Ja-Stimmen überwiegen müssen. In beiden Ländern hat dieses Erfordernis des "doppelten Mehrs" schon einige Male dazu geführt, dass Verfassungsvorlagen trotz einer Zustimmung der Mehrheit des Volkes scheiterten.

Schranken der Verfassungsänderung

1. Durch die Verfassung selbst festgelegte Schranken

a) Inhaltliche Schranken: Eine Verfassung kann ausdrücklich vorsehen, das bestimmte Grundsätze oder Einzelregelungen der Verfassung nicht aufgehoben oder abgeändert werden dürfen; d.h. Absolut starr sind.

b) Zeitliche Schranken: Eine Verfassung kann festlegen, dass einzelne Artikel, oder die Verfassung als ganzes, während einer bestimmten Zeit nicht abgeändert werden dürfen.

c) Formelle Schranken: Bei einer Verfassungsänderung sind die in der Verfassung vorgesehenen Revisionsvorschriften einzuhalten. Spezfische Einschränkungen können für Teiländerungen vorgesehen sein.

2. Verfassungsimmanente Schranken(stillschweigende Schranken)

· Faktische Durchführbarkeit

· Kein Verstoss gegen höheres Recht (gegen Völkerrecht)

· Materielle Schranken (dürfen Grundwerte eines demokratischen Staates abgeändert werden?)

§ 13 Fortbildung der Verfassung ohne Verfassungsrevision

Der Inhalt einer Verfassung kann sich auch ändern, ohne dass der Text revidiert wird. Hauptursachen einer solchen Fortbildung der Verfassung sind die Entstehung von Gewohnheitsrecht und namentlich die verfassungsgerichtliche Rechtssprechung. 


1. Gewohnheitsrecht und Übung

Infolge dieser strengen Voraussetzungen kommt es im modernen Staat auf der Stufe der Verfassung nur selten zur Bildung von Gewohnheitsrecht.

2. Auslegungspraxis der Behörden

Die Verfassung wird auch durch die Praxis der Behörden fortgebildet, insbesondere durch die Rechtssprechung der Gerichte, die über die Auslegung der Verfassung und über die Verfassungsmässigkeit staatlicher Akte zu entscheiden haben. Da Verfassungen meist allgemeiner (offener) formuliert sind als Gesetze oder Verordnungen, weisst die Verfassungsauslegung eine höhere kreative Komponente auf. Je offener eine Verfassung ist, desto grösser ist auch die Bedeutung der Auslegung. In den USA ist das schwieriger, da die Verfassung kurz und allgemein abgefasst und ausserdem schwer abzuändern ist. Auch in der CH hat das Bundesgericht in seiner Rechtssprechung die Verfassung fortgebildet, vor allem im Bereich der Grundrechte. So hat es aus dem Grundsatz der Rechtsgleichheit unter anderem den Anspruch auf rechtliches Gehör, auf unentgeltliche Rechtspflege sowie das Verbot der Willkür abgeleitet. Anlässlich der Totalrevision der BV im Jahr 1999 wurden diese durch die Gerichtspraxis entwickelten Grundrechte in das geschriebene Verfassungsrecht übergeführt. Wenn eine Verfassungsnorm durch die Auslegungspraxis mit der Zeit einen anderen Sinngehalt erhält als ihr ursprünglich zugedacht war, spricht man auch von Verfassungswandel.

§ 14 Schutz der Verfassung
1. Begriff und Haupttypen

Institutionen, welche die Einhaltung der Verfassung gewährleisten. Muss Korrektur verfassungswidriger Akte ermöglichen können, oder diese am Zustandekommen solcher Akte verhindern. Es gibt politische Kontrollen wie z.B. parlamentarisches Misstrauensvotum, Vetorecht des Präsidenten im Gesetzgebungsverfahren, Gesetzesreferendum, Abberufungsrecht (recall)...

Vorkehrungen zum Schutz der Verfassung können entweder gegen Träger staatlicher Ämter oder gegen staatliche Akte gerichtet sein. Je nach dem Zeitpunkt, in dem die Prüfung erfolgt, wird zwischen präventiver und repressiver Kontrolle unterschieden.

Die präventive Kontrolle greift vor dem Inkrafttreten des Staatsaktes ein, will also verhindern, dass eine verfassungswidrige Anordnung überhaupt ergeht. Die repressive Kontrolle richtet sich gegen bereits in Kraft getretene Akte und ermöglicht deren Aufhebung oder Nichtanwendung, wenn sie verfassungswidrig sind.






2. Träger des Verfassungsschutzes im modernen Staat

· Schutz durch die richterliche Gewalt (Unabhängige Verfassungsgerichte)

· Schutz durch die gesetzgebende Gewalt: Das Parlament hat eine polit. Aufgabe zu erfüllen und ist wenig geeignet, um in objektiver Weise über die Einhaltung von Verfassungsnormen zu wachen. Dennoch betraut die CH Bundesverfassung die Bundesversammlung mit der Kontrolle, ob Volksinitiativen gültig sind oder ob Kantonsverfassungen mit dem Bundesrecht übereinstimmen. In den USA können der Präsidenten und andere Träger im Falle einer Amtspflichtverletzung im Impeachment-Verfahren zur Verantwortung gezogen werden. Dabei erhebt das Repräsentantenhaus die Anklage, während der Senat als Gericht fungiert.

· Schutz durch die Exekutive

· Schutz durch das Staatsoberhaupt

Verschiedene Verfassungen gehen davon aus, dass das Staatsoberhaupt durch die Unterschrift unter ein Gesetz dessen verfassungsmässiges Zustandekommen bestätigt. 

§ 15 Das Notstandsrecht


Hauptanwendungsfälle sind Krieg sowie Naturkatastrophen wie Erdbeben, Überschwemmungen. Im Falle eines Staatsnotstandes müssen alle Kräfte auf die möglichst rasche Überwindung der Notstandssituation konzentriert werden. Statt der ordentlichen Verfassung gilt dann die Notstandsverfassung. 

Merkmale der Notstandsverfassung

1. Kompetenzverlagerung von der Legislative auf die Exekutive

2. Kompetenzverlagerung von den Gliedstaaten auf den Bund in Bundesstaaten (um besser zu koordinieren zu können)

3. Beschränkung oder vorübergehende Ausserkraftsetzung von Grundrechten

Intrakonstitutionelles und extrakonstitutionelles Notstandsrecht

1. Intrakonstitutionelles Notstandsrecht

Die Verfassung sieht selber vor, dass in Notzeiten von ihr abgewichen werden darf.

Die Herrschaft von Hitler im 3.Reich beruhte weitgehend auf intrakonstitutionellem Notstandsrecht.

In der franz. Verfassung hat der Präsident in einem Notstand weitreichende Vollmachten und es hat nur ungenügende verfahrensrechtliche Sicherungen gegen einen Missbrauch des Ausnahmezustandes. In der CH kann bei Dringlichkeit ein Bundesgesetz auch ohne Verfassungsgrundlage von der Mehrheit der Mitglieder beider Räte sofort in Kraft gesetzt werden, aber ein solches Gesetz tritt ein Jahr nach der Annahme durch die Bundesversammlung ausser Kraft, wenn es nicht innerhalb dieser Frist von Volk und Ständen angenommen wird.

2. Extrakonstitutionelles Notstandsrecht

Zur Behebung eines Notstandes werden Massnahmen ergriffen, die nicht in der Verfassung vorgesehen sind

Kommt nur in Frage, wenn dem Gemeinwesen eine geradezu existentielle Gefahr droht, wenn also der Bestand des Staates auf das Äusserste Gefährdet ist und wenn es zudem unmöglich ist, die unerlässlichen Massnahmen in den in der Verfassung vorgesehenen Verfahren zu treffen. In solchen Fällen müssen Einschränkungen der Verfassungsordnung für eine beschränkte Zeit hingenommen werden, um auf die Dauer die Existenz des Staates und die Freiheit seiner Bürger zu sichern.

§ 16 Rechtsstaat

Der liberale Rechtsstaat im 19Jh.

Ziel ist die Eindämmung staatlicher Macht und Willkür zugunsten der Freiheit der Einzelnen. Grundlegende Voraussetzung dafür ist die Bindung aller staatlichen Gewalt an das Recht (Legalitätsprinzip). 

Die Gewaltenteilung sollte die Bindung der staatlichen Organe an das Recht gewährleisten. Persönliche und wirtschaftliche Entfaltung. Hatte sie die Entfaltung des Unternehmertums ermöglicht und damit den wirtschaftlichen Aufschwung, so wurde sie nun deren Folgen – Elend der Arbeiter – nicht mehr gerecht, denn sie verhinderte einen staatlichen Ausgleich sozialer und wirtschaftlicher Unterschiede. Weite Kreise des Volkes – die Arbeiter und auch die wirtschaftlich schwächeren Schichten des Bürgertums – blieben faktisch vom Genuss der rechtsstaatlichen Freiheit ausgeschlossen.

Der heutige Rechtsstaatsbegriff

Der Zweck des Rechtsstaates, nämlich die Sicherung der Menschenwürde und der Freiheit des Einzelnen ist auch im modernen Verständnis gleich geblieben, so auch das Legalitätsprinz. Die formellen Elemente des Rechtsstaates sind neben dem Legalitätsprinz folgende:

· der Rechtsstaat ist gewaltenteilig

· Zur Kontrolle von Parlament, Regierung und Verwaltung ist die Verfassungs- und Verwaltungsgerichtsbarkeit ausgebaut worden.

· An materiellen Rechten stehen dem Bürger die Freiheitsrechte, die Rechtsgleichheit und die polit. Rechte zu.

· Zudem sollten ihm die materiellen Grundlagen gewährleistet sein, damit er die Grundrechte auch tatsächlich ausüben kann.







1. Formelle Elemente

· Bindung der staatlichen Herrschaft an das Recht(Legalitätsprinzip)

· Gewaltenteilung

· Verfassungs - und Verwaltungsgerichtsbarkeit
2.Materielle Elemente

· Grundrechte

· Sozialer Ausgleich

§ 17 Der Sozialstaat

1. Entwicklung des Sozialstaates

Die rasch fortschreitende Industrialisierung der Weltwirtschaft hatte in den industriellen Zentren die Verelendung der Arbeitermassen zur Folge. Der liberale Nachtwächterstaat hatte die Verwirklichung der Wirtschaftsfreiheit und die Garantie des Privateigentums zum Ziel. Sozialer Ausgleich und Existenzsicherung einzelner Individuen waren ihm fremd. Erst nach dem 1.WK fanden sozialstaatliche Einrichtungen eine weitere Verbreitung. In den USA bildete vor allem die Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1935 den Anlass für eine innovative Sozialgesetzgebung. Auf internationaler Ebene bestehen heute einige Konventionen, welche unter den Mitgliedstaaten einen minimalen Standart sozialer Sicherung anstreben (UNO-Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte von 1966 und die Europäische Sozialcharta von 1961.)

2. Funktionen des Sozialstaates

Der Staat soll nicht mehr nur den Rahmen für die freie wirtschaftliche Entfaltung der Individuen schaffen, vielmehr obliegt ihm auch die Sorge für die persönlichen Entwicklungschancen der Einzelnen. Der Staat hat somit die Voraussetzungen zu schaffen, dass die Arbeitsfähigen von ihrer Arbeit leben können und das die von einem sozialen Risiko Betroffenen (Alter, Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit) in einem solchen Masse wirtschaftlich gesichert sind, dass ihnen dennoch ein Leben in Würde möglich ist. Die Absicherung erfolgt in der Regel durch ein Obligatorium der Versicherung der ganzen Bevölkerung.


3. Finanzierung der sozialen Sicherheit

Die soziale Sicherung der Bevölkerung erfordert einen beträchtlichen finanziellen Aufwand.

Die verschiedenen Systeme können entweder nach dem Versicherungsprinzip (Beitragspflicht von Versicherten) oder nach dem Versorgungsprinzip (Verwendung von allgemeinen oder zweckgebundenen Staatsmitteln) organisiert werden.

Dies setzt eine starke Wirtschaft voraus. In den westeuropäischen Industriestaaten bewegt sich der Grad der Sozialstaatlichkeit, das heisst der Anteil der gesamten Sozialausgaben am BIP in einer Bandbreite zwischen 25% und 35%, wobei die Schweiz mit 25% am Tiefsten, Schweden mit 35% am Höchsten liegt.

§ 18 Begriff und Wesen des Einheitsstaates

Die überwiegende Mehrheit der Staaten auf der Welt sind Einheitsstaaten, z.B. Frankreich, Italien, GB, Spanien, Portugal, osteuropäische Staaten (ohne Russland), China, Japan.

Der Einheitsstaat geht davon aus, dass innerhalb seiner Grenzen eine einzige Staatsgewalt über ein einheitlich verwaltetes Staatsgebiet und ein als unteilbare Einheit aufgefasstes Staatsvolk herrscht. Demgemäss haben Einheitsstaaten nur eine Verfassung, die keinen Aufgabenkatalog enthalten     muss. Die Willensbildung des Einheitsstaates findet ihre Grundlage ausschliesslich bei den stimm- und wahlberechtigten Individuen. Alle staatlichen Kompetenzen liegen beim Zentralstaat, mit Ausnahme gewisser Verwaltungs- und Justizfunktionen. Provinzen oder Departemente sind Untergliederungen rein organisatorischer Natur und haben beim Idealtypus des Einheitsstaates keine eigenen Willensbildungsorgane, keine Finanzautonomie und verfügen nicht über Rechtspersönlichkeit. An der Spitze der Provinzen bzw. der Departemente stehen Präfekte (Regierungsstatthalter). Sie werden von der Regierung ernannt und können auch von ihr abgesetzt werden und sind ihr weisungsverpflichtet, woraus sich eine einheitliche Verwaltungsführung bis in die äussersten Teile des Landes ergibt. In den Einheitsstaaten haben die Gemeinden nur geringe Befugnisse. Nichtsdestoweniger verfügen die meisten Einheitsstaaten heute über Zweikammer-Parlamente (Ausnahmen: Schweden, Norwegen, Finnland, Türkei, Dänemark), deren zweite Kammer im Allgemeinen weit geringere Befugnisse als die Volkskammern besitzen. 

Voraussetzungen oder Entstehungsgrund von Einheitsstaaten sind Traditionen, relativ einheitliche Sprache und Kultur, zumeist auch gleiche Religion.

Viele Einheitsstaaten sind nach europäischen Vorbildern im Gefolge der Entkolonialisierung entstanden. Die Einheitsstaaten verfügen in aller Regel über eine Hauptstadt, die das politische, kulturelle und wirtschaftliche Zentrum des Landes bildet. Demgegenüber hat die Schweiz als Bundesstaat mit Bern nicht eine Hauptstadt, sondern nur einen Bundessitz.

Der grosse Einfluss der Hauptstädte auf das übrige Land bildet in vielen Einheitsstaaten ein dauerndes staatpolitisches Problem (Paris, London). Einheitsstaaten sind in Krisensituationen eher anfällig für die Entstehung autoritärer Herrschaftsformen als Bundesstaaten, dies infolge der Machtkonzentration in der Hauptstadt (De Gaulle). Die radikalste Ausformung dieser Entwicklung war später die Identifizierung von "Führerwillen" und "Volkswillen" im Nationalsozialismus. Die marxistisch-leninistische Staats- und Gesellschaftslehre führte ebenfalls zur Bildung von extremen Einheitsstaaten, so etwa der ehemaligen DDR. Einige heutigen Einheitsstaaten sind zunehmend autonomistischen Einflüssen ausgesetzt, sei es aus ethisch-kulturellen Gründen (Spanien, Frankreich) oder aus solchen geographischer und wirtschaftlicher Natur (Italien). Diese Staaten haben versucht, die Probleme mit der Bildung autonomer Regionen (Italien, Frankreich) oder autonomer Gemeinschaften(Spanien) zu lösen. Diese Regionen besitzen eigene Kompetenzen, eigene Willensbildungsorgane und eine gewisse Finanzautonomie. Es können heute also zwei Grundformen des Einheitsstaates unterschieden werden:

1. Zentraler Einheitsstaat

die Öffentliche Gewalt ist bei den Zentralbehörden zusammengefasst mit Mittel und Unterbehörden.

2. Dezentralisierter Einheitsstaat

Öffentliche Gewalt ist zum Teil in die Hand von volksgewählten Selbstverwaltungskörperschaften gelegt, die nur einer lockeren Aufsicht der Zentralbehörde unterstehen.

§19 Begriff und Wesen des Bundesstaates

I. Übersicht über die Bundesstaaten

· Europa: CH, D, A, Belgien

· Amerika:USA, Kanada, Mexiko, Venezuela, Brasilien

· Asien:Indien, Malaysia, VAE, Pakistan

· Australien

· Afrika: Tansania, Nigeria

Eine föderalistische Struktur hat auch Russland. Die russischen Gliedstaaten haben jedoch zu wenig Befugnisse, um als eigentliche Gliedstaaten gelten zu können. Auch im Falle Südafrikas ist keine klare Zuordnung möglich. 

Lehre von der geteilten Souveränität

Nach dieser Lehre kommt dem Bund Souveränität für die Angelegenheiten der Bundeskompetenz zu und in gleicher Weise den Gliedstaaten für die ihnen verbliebenen Aufgaben. Die Lehre beruht darauf, dass in ihrer jeweiligen Sphäre sowohl Bundesgewalt als auch gliedstaatliche Gewalt als die höchste Gewalt erscheinen. Der Bund darf sich nach dieser Theorie nicht in die Angelegenheiten der Kantone und diese dürfen sich nicht in diejenigen des Bundes einmischen.


Lehre, wonach nur der Bund souverän ist, die Gliedstaaten aber gleichwohl Staaten sind

Diese Position wurde von Fleiner und Jellinek vertreten. Die Lehre von der geteilten Souveränität stiess auf Kritik, da die Souveränität als höchste Gewalt "summa potestas" nicht teilbar sei. Zudem habe der Bund seinen Gliedern voraus, dass er durch Erlass und Änderung der BV die Obliegenheiten der Gliedstaaten überhaupt erst festlege und sie auch verringern könne. Der Bund verfüge über die „Kompetenz-Kompetenz“. Aufgrund dieser Erkenntnis wurde eine neue Lehre entwickelt, welche dem Bund allein die Souveränität zuerkennt. Die Gliedstaaten erhalten aber immerhin die Staatsgewalt.

Lehre wonach nur der Bund souverän und ein Staat ist, während die Gliedstaaten nur Selbstverwaltungskörperschaften sind

Trotz dem Ausgangspunkt, dass die Gliedstaaten keine Staaten seien, vermochte Giacometti die Bundestaatlichkeit der CH zu begründen, indem er den Umstand, dass die Revision der Staatsverfassung von der Zustimmung der Mehrheit der innerstaatlichen Herrschaftsverbände abhängt und das die Glieder des dezentralisierten Staates somit ihren Kompetenzbereich mitzubestimmen haben, also an der Ausübung der Kompetenzkompetenz beteiligt sind, zum wesentlichen Unterscheidungskriterium gegenüber dem dezentralisierten Einheitsstaat.

Lehre vom dreigliedrigen Bundesstaat

Die bundesstaatliche Rechtsordnung besteht aus drei Komponenten: Aus der gliedstaatlichen Teilordnung (kantonales Recht), aus der zentralstaatlichen Teilordnung und aus dem Gesamtstaat mit der Gesamtverfassung. Der Gesamtstaat (Eidgenossenschaft + Bund), gebildet aus Gliedstaaten und Zentralstaat, ist demnach das rechtliche Band, das die Gliedstaaten sowie den Zentralstaat umfasst, ein beiden Teilordnungen übergeordnetes Gebilde. Der Gesamtstaat kann als ein selbstständiges Rechtssubjekt aufgefasst werden und ist das entscheidende Integrationselement im Bundesstaat, während der Zentralstaat, die konkrete Organisation "Bund", lediglich eine neben (und nicht über) den Gliedstaaten stehende zentrale Wirkungseinheit ist. Sachlich kommen ihm nur diejenigen Befugnisse zu, welche ihm durch die Verfassung des Gesamtstaates übertragen werden: Zentralstaat und Gliedstaat sind gleichberechtigt. Aber Unterscheidung ist nicht ganz klar, ja mehr unsichtbar (Gesamtstaat/Zentralstaat). Insgesamt entfaltet damit die Dreigliedrigkeitslehre die Wirkung zugunsten einer Bewahrung der Handlungsfreiheit der Gliedstaaten im Bundesstaate.

5.Neuere funktionale Konzeption

Moderne Bundesstaatstheorien betonen demgegenüber das funktionale Zusammenwirken von Bund und Gliedstaaten bei der Erfüllung der Staatsaufgaben (Vgl.§22: Kooperativer Föderalismus).

Begriff und Wesensmerkmale des Bundesstaates

1. Staatenbund, Bundesstaat und Einheitsstaat

Staatenbund

· Konföderierten Staaten von Amerika (1777-1787) 
· schweizerische Eidgenossenschaft (1815-1848)
Unter einem Staatenbund ist eine dauernde, auf einem völkerrechtlichen Vertrag beruhende Verbindung unabhängiger Staaten zu gemeinsamen politischen Zwecken wie etwa Schutz des Bundesgebietes nach aussen und innere Friedenswahrung zwischen den Vertragsstaaten sowie Abbau von Zöllen und Handelsbeschränkungen zu verstehen.

Die verbündeten Staaten übertragen einen begrenzten Teil ihrer Aufgaben an eine gemeinsame Organisation zur Realisierung der Bundeszwecke. Der Staatenbund tritt zwar in den Bündnisbereichen nach aussen als Einheit auf, hat jedoch keine originäre Staatengewalt. Er bildet somit keinen Staat, sondern lässt die Souveränität seiner Mitglieder bestehen.

Bundesstaat

Der Bundesstaat ist eine Staatsform zwischen einem Staatenbund und einem Einheitsstaat. Er bezeichnet eine Verbindung mehrerer Staaten zu einem Gesamtstaat in der Weise, dass in einer gesamtstaatlichen Verfassung die staatlichen Kompetenzen zwischen den Gliedstaaten und dem Gesamtstaat aufgeteilt werden, dass den Gliedstaaten durch ein besonderes Organ gewisse Einfluss- und Mitbestimmungsmöglichkeiten im Gesamtstaat und dem Gesamtstaat bestimmte Einflussmöglichkeiten auf die Gliedstaaten zukommen. Der Gesamtstaat entscheidet über alle Fragen, die für die Einheit und den Bestand des Ganzen wesentlich sind, während die Gliedstaaten ihre Staatlichkeit behalten, also juristische Personen mit eigenem Aufgabenbereich und eigenen Organen bleiben und an der Willensbildung des Gesamtstaates beteiligt sind.

Einheitsstaat

In einem Einheitsstaat gehen alle Staatstätigkeiten von einer "Zentrale" aus, von den mit Sitz in der Hauptstadt tätigen Staatsorganen (Unitarismus). Die Souveränität liegt also bei den Zentralorganen.

Alle wichtigen Entscheidungen werden von einer Ebene wahrgenommen. Es gibt beim ideal- typischen Einheitsstaat keine Gliederung in relativ autonome territoriale Einheiten. Verwaltungseinheiten haben keine Staatsgewalt, sind unselbstständige Aussenstellen des  Einheitsstaates zur Erledigung von Verwaltungsaufgaben und zur Ausübung gewisser Justizfunktionen. Die Vorzüge sind, dass es eine relativ straffe und schnelle Verwaltungsführung und eine  weitegehende Gleichbehandlung der Staatsbürger gibt. Die Nachteile liegen in der mangelnden Berücksichtigung regionaler Interessen und Verschiedenheiten.
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	Bundesstaat
	Einheitsstaat









	Charakteristik
	Bund souveräner Staaten 
	Aus Gliedstaaten bestehender souveräner Staat 
	Souveräner Einzelstaat

	Gliederung
	Jeder Mitgliedstaat ist ein souveräner Staat 
	Souveränität liegt beim Bund
	Souveränität liegt beim Zentralorgan Keine Gliederung in relativ autonome territoriale Einheiten. Dezentralisierte Einheitsstaaten mit autonomen Regionen sind: I, Spanien

	Rechtsgrundlage
	Völkerrechtlicher Vertrag. Mitgliedstaaten sind selbstständige Völkerrechtssubjekte
	Völkerrechtssubjekt ist nur der Gesamtstaat. Die auswärtige Gewalt steht dem Gesamtstaat zu.
	Einheitsstaat ist Völkerrechtssubjekt.



	Hauptorgan
	Kongress weisungsgebundener Abgeordneter der Mitgliedstaaten. Kein Exekutivorgan
	Nationales Parlament, dessen 2 Kammern Gliedstaaten und Gesamtvolk repräsentieren.
	Nationales Parlament. Zentrale Behörde in der Hauptstadt.

	Willensbildung
	Allein durch die Staaten ohne Mitwirkung der Bürger
	Mitwirkung der Gliedstaaten
	Keine Mitwirkung

	Kompetenz-verteilung
	Von den Mitgliedstaaten an Staatenbund
	Durch die BV festgelegte Kompetenzverteilung zw. Bund und Gliedstaaten.
	Nur bei Zentralstaat

	Gesetzgebung 
	Ohne gesamtstaatliche Gesetzgebung 
	Gesamtstaatliches Recht hat Vorrang vor Gliedstaatlichem Recht 
	Einheitliche Rechtsordnung des Zentralstaates

	Auswärtige Gewalt 
	Mitgliedstaaten bewahren autonome militärische Org. und können selbst über Krieg und Frieden entscheiden.
	Militärischer Oberbefehlshaber ist Gesamtstaat.
	Militärischer Oberbefehlshaber ist Zentralstaat.


Föderalismus

5. Begriff

Politisches Ordnungsprinzip, welches darauf abzielt, eine gewisse Einheit mit einer gewissen 

Vielfältigkeit zu verbinden.

6. Subsidiaritätsprinzip

Der Grundsatz der Subsidiarität bedeutet, dass die staatliche Ordnung stufenförmig aus kleineren zu grösseren Einheiten aufgebaut werden soll. So soll im Bundesstaat der Bund nur dort zuständig sein, wo die Gliedstaaten eine Aufgabe selber nicht bewältigen können.


7. Föderalismus und Gewaltenteilung

Lässt sich auch als eine Form von Gewaltenteilung auffassen. Durch ihn tritt auch eine vertikale 

Gewaltenteilung. Indem staatliche Macht auf verschiedene Stufen verteilt wird, werden neue Mittel

zu ihrer Kontrolle und Hemmung geschaffen. Diese Form der Gewaltenteilig dient dem Schutz von Minderheiten vor Übergriffen der Mehrheit und ist insofern eine sinnvolle Ergänzung der allgemeinen rechtsstaatlichen Grundsätze. Während der allgemeine Gewaltenteilungsgrundsatz die Freiheit der einzelnen Individuen garantieren soll, ist der Föderalismus tendenziell eher auf den kollektiven Schutz von Minderheiten ausgerichtet. Parteien, die im Gesamtstaat in der Minderheit sind, können in einzelnen Gliedstaaten, autonomen Gemeinschaften, Regionen, Provinzen die Mehrheit erringen, die Regierung bilden und ihre Vorstellungen verwirklichen.

8. Föderalismus und Demokratie 

Föderalismus verbessert die Möglichkeiten demokratischer Teilnahme, da überschaubare Lebens- und Funktionsbereiche geschaffen werden. Dadurch können die Bürger vermehrt über Angelegenheiten, die sie direkt betreffen, mitbestimmen. Von der Ebene des Gesamtstaates her gesehen, stellt der Föderalismus als eine Form der Gewaltenteilung allerdings eine Schranke des Mehrheitsprinzips dar.

9. Föderalismus als Mittel des Interessenausgleichs und der Identifikation

Der Föderalismus soll Strukturen schaffen, in denen widerstrebende Interessen von Minderheiten in einem Staat berücksichtigt und kanalisiert werden können. Die Gewährleistung von Autonomie für ethnische oder kulturelle Minderheiten kann diesen helfen, ihre Identität zu wahren.

10. Gemeindeautonomie

Der schweizerische Bundesstaat ist, vom politischen System her gesehen, dreistufig aufgebaut, die 

Gemeinden bilden unterhalb von Bund und Kantonen eine dritte politische Ebene. Die BV enthält neue eine Bestimmung, welche sich damit befasst. 


Trotz dieser Erwähnung der Gemeinden in der BV verbleibt die Ausgestaltung der Gemeindeautonomie im Zuständigkeitsbereich der Kantone. Als Beispiele für autonome Tätigkeitsbereiche der Gemeinden können zum Beispiel der Erlass einer Gemeindeordnung, einer kommunalen Bauordnung oder die Wahrnehmung der lokalen Polizei angeführt werden. Greift ein Kanton ohne verfassungsmässige oder gesetzliche Grundlage in diesen autonomen Bereich ein, so kann sich die Gemeinde mit staatsrechtlicher Beschwerde beim Bundesgericht wehren.

Gründe für die Schaffung von Bundesstaaten

· Historischer Zusammenschluss vorbestehender Staaten (USA, CH, Deutsches Reich)

· Staatliche Organisation von riesigen Gebieten (USA, AU, Kanada)

· Militärische Gründe (USA, CH)

· Aussenpolitische Faktoren: Grössere Unabhängigkeit durch gemeinsame Aussenpolitik

· Erzielung von grösserer Stabilität einer freiheitlich-demokratischen Ordnung 

Voraussetzungen für das Funktionieren des Bundesstaates

Ausreichendes Gleichgewicht zwischen den Gliedstaaten: Als Beispiel  für Ungleichgewichte, die zum Auseinanderbrechen von Bundesstaaten führten, wären das wirtschaftliche Ungleichgewicht in den USA zwischen den Nord- und Südstaaten vor dem Sezessionskrieg. Der Bundesstaat bedarf eines Gleichgewichtes der Gliedstaaten in Grösse und Zahl.

Minimale Homogenität der Verfassungen von Bund und Gliedstaaten: Die Gliedstaaten sind in der Festlegung ihrer verfassungsrechtlichen Ordnung grundsätzlich  autonom. Um die Funktionsfähigkeit und die Erhaltung des Bundesstaates als politisch Einheit zu sichern, muss die Bundesstaatliche Ordnung ein gewisses Mindestmass an Homogenität bezüglich der Staatsform und des Regierungssystems aufweisen.

Der europäische und amerikanische Typus des Bundesstaates

In Europa wird der Vollzug von Bundesrecht durch die Gliedstaaten "Vollzugsföderalismus" genannt.

1. Der europäische Vollzugsföderalismus

Grundsätzlich werden in den europäischen Bundesstaaten die Gliedstaaten zum Vollzug von  Bundesrecht verpflichtet. Die Gliedstaaten vollziehen dabei Recht, das sie nicht selber erlassen  haben und handeln als Organe des Bundes. In der CH legen, je nach Sachlage, Bundesverfassung und Bundesgesetze fest, wie der Vollzug von Bundesrecht geregelt werden soll. Gewöhnlich versucht man, den Vollzug so weit wie möglich den Kantonen zu überlassen. 

2. Der dezentralisierte Bundesvollzug in den USA

Nach dem Verfassungsverständnis von 1787 haben die Bundesstaaten nur eine bedingte Verpflichtung, am Vollzug von Bundesrecht teilzunehmen.Eine Pflicht lässt sich vom Grundsatz der Überordnung des Bundesrechts als "supreme law", der in der Bundesverfassung verankert ist, nur bedingt ableiten. Der Vollzug von Bundesrecht wird durch eine eigene, bundesstaatliche Verwaltungsorganisation geregelt, als nicht durch die Gliedstaaten wie in der CH oder BDR. Es gibt aber immer mehr eine Tendenz der Vollzugskooperation der Gliedstaaten. Sie wirken am Vollzug von Bundesrecht freiwillig mit und erhalten als Gegenleistung eine Finanzhilfe.

§ 20 Kompetenzverteilung zwischen Bund und Gliedstaaten

1. Gegenstände, die im Allgemeinen dem Bund zugeschrieben werden

· Aussenpolitik

· Militär 

· Wirtschafts-, Sozial-, Währungs- und Konjunkturpolitik

· Zollwesen

· Öffentlicher Verkehr einschliesslich der Post, Luftfahrt

· Ausländerrecht

· Umweltschutz, Energie

· Gesetzgebung im Bereich des Zivil- und Strafrechts

2. Gegenstände, die im Allgemeinen den Gliedstaaten zugeschrieben werden

· Schul- und Kirchenwesen

· Polizei(teilweise auch Bundessache)

· Kultur

· Justizmässiger Vollzug des Bundeszivil- und Strafrechts

· Vollzug von Bundesverwaltungsrecht

· Wasser- und Energieversorgung, Regionalverkehr

Häufig sind gewisse Gegenstände weder nur dem Bund noch den Gliedstaaten zugeordnet, sondern

aufgeteilt. In besonderem Masse ist dies bei den Finanzkompetenzen der Fall.

§ 21 Bundesstaatliche Treuepflicht

Bund und Kantone sollen gegenseitig auf sich Rücksicht nehmen bei der Ausübung ihrer Kompetenzen. Verbot von rechtsmissbräuchlichem Kompetenzgebrauch durch Bund und Gliedstaaten.

§ 22 Neuere Entwicklungen des Föderalismus

· Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz auf den Bund 

· Vollzugsföderalismus (Nachteile: Gliedstaaten sind in finanzieller und administrativer Hinsicht überfordert, Bund kann nicht gesetzestreuen Vollzug garantieren)

· Finanzielle Autonomie der Gliedstaaten

· Kooperativer Föderalismus (Form der Zusammenarbeit zwischen Bund und Gliedstaaten)

· Regionalismus (Nationalstaatliche Grenzen überschreitende Regionen werden immer häufiger = transnationale regionale Zusammenarbeit)

§ 25 Lehre von der Gewaltenteilung und den Staatsfunktionen

Staatsorgan = Personen oder Personenmehrheiten, die durch die Rechtsordnung zur Ausübung staatlicher Macht befugt sind und deren Handlungen dem Staat zugerechnet werden. Der Staat handelt durch seine Organe (Parlament, Regierung, Gerichte). Die klassische Gewaltenteilungslehre ordnet jedem Organ eine ihm entsprechende Staatsfunktion zu. Idealerweise übt die Legislative die Rechtssetzung aus, die Exekutive deren Vollzug und die Judikative die Rechtsprechung.

	Rechtsanwendung
	Anwendung von Rechtsnormen auf den Einzelfall

	Rechtssprechung
	Entscheid über Rechtsstreitigkeiten und Strafen


§ 26 Die Gewaltenteilungsideen im Überblick

I. Die traditionellen Elemente des Gewaltenteilungsprinzips

1. Organisatorische oder objektive Gewaltenteilung 

Dies bedeutet konkret, dass die drei Staatsfunktionen auf drei verschiedene, voneinander unabhängige Organe mit eigenem Behördenapparat und eigener Finanzrechnung übertragen werden. Jedes der drei Organe hat sich auf die Ausübung der ihm in Verfassung und Gesetz zugewiesenen Funktionen zu beschränken.

2. Personelle oder subjektive Gewaltenteilung 

Verbietet persönliche Verbindungen zwischen den drei Staatsorganen.So darf ein und dieselbe 

Person nicht gleichzeitig in mehreren Staatsorganen tätig sein.

3. Gewalthemmung

Instrumente diene der gegenseitigen Kontrolle und Beschränkung der Gewalten.

· Kontrolle der Regierung durch das Parlament: Wahl des Regierungschefs und Misstrauensvotum im parlamentarischen System, Budgetrecht, spezielle Oberaufsicht durch Untersuchungskommissionen, Wahl bestimmter Funktionäre

· Einfluss der Regierung auf das Parlament: Gesetzesinitiative, Budgetvorbereitung, Vetorecht des Präsidenten im Präsidialsystem

· Kontrolle von Parlament und Regierung durch Gerichte: Kontrolle durch Verfassungsgerichtsbarkeit und Verwaltungsgerichtsbarkeit

· Einfluss von Parlament und Regierung auf die Gerichte: Ernennung der Richter durch die Regierung, Oberaufsichtsrecht des Parlamentes über die Gerichte, Budgetrecht des Parlamentes

II. Gewaltenteilung als umfassende Ordnungsidee
1. Gewaltenteilung innerhalb der Legislative

Parlament-Volk: Das Volk regiert nicht direkt, sondern mittels seiner Vertreter, die in ihrem 

Stimmverhalten frei sind. Das Volk kann indessen den Parlamentariern das Vertrauen entziehen, 

indem es sie nicht wieder wählt. Direktdemokratische Elemente (Initiative, Referendum) unterwerfen die vom Parlament beschlossenen Vorlagen einer Kontrolle des Volkes.

Zweikammersystem: Dadurch, dass alle Beschlüsse der Zustimmung beider Kammern bedürfen, 

ist eine grössere Legitimität eines Beschlusses gewährleistet, denn die zweite Kammer ist anders 

zusammengesetz als die erste.

2. Gewaltenteilung innerhalb der Exekutive

Regierung - Staatsoberhaupt: In manchen Ländern muss das Staatsoberhaupt Beschlüsse der Regierung mitunterzeichnen. Er hat eine Interventionsmöglichkeit. 

Regierung - Verwaltung: Die Verwaltung hat gegenüber der Regierung ein gewisses Eigengewicht. Sie kann das Regierungshandeln beeinflussen, besonders bei einer instabilen Regierung. 

Kollegialsystem: Dadurch, dass die einzelnen Regierungsmitglieder Beschlüsse nur gemeinsam und mehrheitlich fassen können, wird eine allzu grosse Macht eines Regierungsmitgliedes  verhindert.

3. Gewaltenteilung in der Zeit

Amtsdauer: Die Amtszeitbeschränkung verhindert eine zu grosse Konzentration von Macht bei 

einzelnen Amtsinhabern.

4. Vertikale Gewaltenteilung

Föderalismus und Dezentralisation: Verhindert Übermacht der Zentralregierung

Gemeindeautonomie

Völkerrecht: Kann die Einflussmöglichkeiten der nationalen Gesetzgebung erheblich einschränken.

5. Mehrparteiensystem

Führt zu gegenseitiger Kontrolle der Machtausübung der politischen Parteien.

6. Grundrechte als Beschränkung staatlichen Handelns

Grundrechte beschränken die Handlungsfreiheit der Staatsgewalt zugunsten der Rechte von Einzelnen.

§ 27 Übersicht über die Gewaltenteilungsmodelle und die politischen Systeme der Gegenwart

I. Das parlamentarische Regierungssystem

Hauptmerkmale:

· Der Regierungschef wird von der Parlamentsmehrheit gewählt

· Die Regierung ist vom Vertrauen des Parlaments abhängig; Parlament kann ein Misstrauensvotum an die Regierung richten; diese kann dem Parlament die Vertrauensfrage stellen

· Regierungschef hat in Verbindung mit dem Staatsoberhaupt das Parlamentauflösungsrecht

· Abgeordnete, die Minister werden, bleiben weiterhin Parlamentsmitglieder

· Weitgehender Fraktionszwang der Abgeordneten

· Opposition als anerkannte, die Regierung kontrollierende Einrichtung 

· Staatsoberhaut hat wenig Machtbefugnisse

Das parlamentarische Regierungssystem ist das in Europa am meisten verbreitete Regierugsystem. Ausser Frankreich kennen es alle Staaten der EU sowie zahlreiche Staaten Ostmitteleuropas, Australien, Indien, Pakisten, Kanada. Die Grundidee besteht darin, dass das Parlament die Regierung konstituiert und kontrolliert. Die Regierung ist von der Unterstützung der Parlamentsmehrheit abhängig und wird aus Persönlichkeiten gebildet, die das Vertrauen dieser Mehrheit geniessen und in der Regel selbst dem Parlament angehören. Da die stärkste Partei oft keine absolute Parlamentsmehrheit hat, muss eine Koalitionsregierung aus zwei oder mehr Parteien gebildet werden, wobei die stärkste Partei in der Regel den Premierminister stellt. Die Opposition agiert mit den parlamentarischen Mitteln der Minderheit und übt im Parlament die eigentliche Kontrollfunktion aus über die Regierung aus. Erhält die Regierung nicht das Vertrauen einer Mehrheit im Parlament, so ist sie zum Rücktritt gezwungen. Die Funktionen von Regierungschef und Staatsoberhaupt sind getrennt.

2. Beispiele parlamentarischer Regierungssysteme

A) Grossbritannien

Das Kabinett bestimmt, zu welchem Zeitpunkt  welche Geschäfte beraten und verabschiedet werden. Regierung und Parlamentsmehrheit bilden eine Einheit. Die Königin als Staatsoberhaupt ist noch Trägerin der vollziehenden und rechtsprechenden Gewalt und Teil des Parlamentes. Gemäs Verfassungsgewohnheitsrecht kommen ihr jedoch keine eigentlichen politischen und richterlichen Entscheidungsbefugnisse mehr zu. Der Premierminister besitzt hingegen eine starke Stellung.Er ist nicht nur "Leader" der Mehrheit im  Parlament und bestimmt die gesamte Regierungspolitik, sondern er beruft und entlässt die Kabinettsmitglieder und führt das Kabinett.

B) BRD

Der Bundestag erhielt das Wahlrecht für den Bundeskanzler, der eine starke Stellung einnimmt. Er

bestimmt die Minister, die Richtlinien der Politik und leitet die Bundesregierung. Der Kanzler kann vom Bundestag nur dann abberufen werden, wenn gleichzeitig ein neuer Kanzler

gewählt wird. Der Bundespräsident erhielt praktisch nur repräsentative Aufgaben und nur wenige politische Kompetenzen. Der parlamentarischen Opposition verbleiben Handlungsmöglichkeiten, um wichtige Beschlüsse der Bundesregierung zu verhindern. 

C) Italien

Die Regierung ist stark vom Parlament abhängig, welches eine dominierende Stellung innehat. Die Regierung ist vom Vertrauen beider Kammern abhängig. Beide Parlamentskammern sind in Italien absolut gleichgestellt. Bereites eine einfache Mehrheit der Anwesenden in einer Kammer genügt, um der Regierung das Vertrauen zu entziehen. Dies macht die Regierung anfällig für Regierungskrisen. Der auf sieben Jahre gewählte Präsident der Republik ist in erster Linie Repräsentant der nationalen Einheit, nicht auch Regierungschef. Das Parlamentauflösungsrecht ist kein politisches Macht- und Steuerungsmittel in der Hand des Präsidenten. Das Auflösungsrecht dient dazu, Regierungskrisen mittels Neuwahl einer oder beider Kammern zu bewältigen. Vor der Auflösung des Parlamentes muss der Präsident die Präsidenten beider Kammern anhören.

D) Japan

Ist eine parlamentarische Monarchie. Der Kaiser ist Symbol des Staates und hat repräsentative Aufgaben. Gesetzgebungsorgan und zugleich höchstes Staatsorgan ist ein Parlament, bestehend aus 

einem Unter- und Oberhaus, die beide vom Volk gewählt werden. Der Ministerpräsident wird durch Beschluss des Parlaments aus der Mitte der Parlamentsmitglieder bestimmt. Das Kabinett besteht aus dem Ministerpräsidenten und den von diesem ernannten Ministern. 

E) Israel

Wegen der Zersplitterung der politischen Kräfte wurde der Staat seit der Gründung stets von Koalitionsregierungen geführt, in denen die Stellung des Premiers gegenüber seinen Koalitionspartnern schwach war und in denen vor allem die kleinen religiösen Parteien sich durchsetzen konnten. Es wurde daher 1992 in Abweichung vom klassischen parlamentarischem System die direkte Volkswahl des Premierministers eingeführt, welche erstmals 1996 zur Anwendung gelangte. Die Stellung des Premierministers wird nun durch die Volkswahl gestärkt. Der mit repräsentativen Befugnissen ausgestattete Staatspräsident wird dagegen weiterhin von der Knesset (Parlament) gewählt. Die Zusammensetzung des Kabinetts muss von der Knesset genehmigt werden; auch sind die typischen Instrumente des Misstrauensvotums durch die Knesset und der Parlamentsauflösung durch den Premierminister gegeben - sie haben hier aber nun die Neuwahl sowohl der Knesset wie des Premiers durch das Volk zur Folge. Bei der Erstmaligen Anwendung des neuen Wahlverfahrens siegte 1996 der Führer des rechtsgerichteten Likud-Blocks, Netanyahu.

3. Würdigung des parlamentarischen Systems

Das parlamentarische Regierungssystem ist ein bewährtes System für gefestigte Demokratien. Es  führt zu einer Gewaltenvermischung zwischen Parlament und Regierung. Der Parlamentsminderheit kommt als Opposition eine grosse Bedeutung zu, da sie die Regierungsmehrheit kontrolliert und mit Minderheitenrechten deren Politik korrigieren kann. Die politische Verantwortung ist transparent und für die Wähler überschaubar, vor allem dann, wenn das politische System von zwei bis vier Parteien beherrscht wird. Bei zu vielen Parteien im Parlament wirkt sich das parlamentarische System negativ auf die Stabilität der Regierung aus. Sie sieht sich häufig mit Misstrauensvoten konfrontiert, muss zurücktreten oder ist handlungsunfähig (Italien).

II. Das Präsidialsystem

· Vollständig objektive und subjektive Gewaltentrennung

· Keine Abhängigkeit des Präsidenten vom Vertrauten des Parlaments 

· Kein Parlamentsauflösungsrecht des Präsidenten

· Der Präsident ist zugleich Regierungschef und Staatspräsident

· Schwache Stellung der Minister

· Volkswahl des Präsidenten auf feste Amtsdauer

· Gegenseitige Hemmung der drei Gewalten "checks and balances"

Heute erscheint das starke Gewicht der Regierung fast durchwegs als das bestimmende Merkmal

des Präsidialsystems.

1. Das System der USA

Legislative und Exekutive sind institutionell und personell voneinander getrennt. Sie erhalten beide

ihre Legitimation unabhängig voneinander durch Volkswahlen. Die 435 Vertreter des Repräsentantenhauses werden auf nur zwei Jahre gewählt. Die Amtszeit der Senatoren beträgt hingegen sechs Jahre und Neuwahlen finden alle zwei Jahre für 1/3 der Sitzen  statt, womit Stabilität garantiert werden soll. Der Präsident ist auf eine feste Amtszeit von 4 Jahren gewählt und er wird durch Elektoren (Wahlmänner) gewählt, also eine indirekte Volkswahl. Ferner gehen alle Elektorenstimmen eines Staates an dem in diesen Staat siegreichen Kandidaten "the winner takes all". Es gibt ein Abberufungsverfahren (impeachement-Verfahren), jedoch nur für Fälle schwerwiegender Rechtsverletzung. Impeachement - Verfahren wurde bisher in den USA nur dreimal gegen einen Präsidenten eingeleitet(Johnson 1867, Nixon 1974, Clinton 1999). Als Machtschranke für die Präsidenten dient neben der vierjährigen Amtszeit der Ausschluss der Wiederwahl nach zwei Amtsdauern. Die Ernennung der Richter in den Supreme Court schliesslich erfolgt durch den Präsidenten mit Zustimmung des Senates auf Lebenszeit. Kontrollmittel des Kongresses über die Exekutive ist neben der Legislativfunktion vor allem das klassische parlamentarische Recht der Budgetgenehmigung.Daneben ist die Zustimmung des Senats erforderlich für den Abschluss völkerrechtlicher Verträge und bei der Ernennung wichtiger Amtsträger, besonders der Staatssekretäre, Botschafter, Konsul und Richter. Kontrolle der Regierung erfolgt ferner durch parlamentarische Untersuchungskommissionen und schliesslich mit dem Impeachement-Verfahren.Im Gegenzug ist der Präsident am Gesetzgebungsverfahren beteiligt und er hat ein suspensives Vetorecht gegen Gesetzte und Beschlüsse des Kongresses, das nur von einer 2/3 Mehrheit in beiden Kammern überstimmt werden kann. Das Regierungssystem der 50 amerikanischen Gliedstaaten entspricht dem der Union. Ausser Nebraska haben alle Gliedstaaten ein zweikammriges Parlament. Als Exekutive amtet ein direkt vom Volk auf eine feste Amtsdauer gewählter Gouverneur, dessen Vetorecht demjenigen des Präsidenten gleichkommt. Im Präsidialsystem ist die Regierungsgewalt bei einer Einzelperson, dem Staatspräsidenten, konzentriert. Der Präsident ist zugleich Regierungschef und Staatsoberhaupt, neben ihm gibt es keine aus dem Parlament gebildete Regierung. Der Vizepräsident hat im Normalfall nur geringe politische Bedeutung. Er übernimmt aber das Präsidentenamt, wenn der Präsident an dessen Ausübung verhindert ist. Das System erträgt weder ein Vakuum, noch mehrere Personen an der Spitze. Auch das Präsidialsystem ist auf die Delegation der Leitung einzelner Verwaltungszweige an  Departementschefs angewiesen; diese bilden eine Art Kabinett. Die Departementschefs sind nur Berater des Präsidenten, ihm allein sind sie politisch  verantwortlich, er kann sie jederzeit entlassen. Die Departementschefs heissen "Secretaries". 

III. Mischformen parlamentarischer und präsidialer Systeme

· Volkswahl des Präsidenten auf feste Amtsdauer

· Weitreichende Ernnenungsrechte des Präsidenten (Premierminister, Minister, Richter)

· Trennung von Präsident und Regierung 

· Abhängigkeit der Regierung vom Vertrauen des Parlaments: Vertrauensfrage der Regierung  und Misstrauensvotum des Parlaments 

· Parlamentsauflösungsrecht des Präsidenten

· Regierungsmitglieder dürfen nicht Parlamentsmitglieder sein

· Plebiszitäre Züge

Die Mischform vom parlamentarischem und präsidialem Regierungssystem sieht einen starken, vom Volk gewählten Präsidenten vor und eine sowohl vom Präsidenten wie auch vom Parlament abhängige Regierung. In den meisten Staaten mit Mischsystemen überwiegt die Macht des  Präsidenten jene des Parlaments. Mischsysteme kennen Frankreich, Finnland und Russland.

IV. Das schweizerische Regierungssystem

· Das Volk kann mittels direktdemorkatischer Rechte eine Oppositionsrolle wahrnehmen

· Wahl der Regierung durch das Parlament auf feste Amtsdauer, keine vorzeitige Abwahl möglich

· Keine Auflösung des Parlaments durch die Regierung 

· Kollegialregierung

· Kein Staatsoberhaupt

· Vielparteienregierung (Konkordanzsystem)

1. Stellung von Parlament und Regierung 

Die Regierung besteht aus sieben Bundesräten, die von der Vereinigten Bundesversammlung einzeln auf die Dauer von vier Jahren gewählt werden und ein gleichberechtigtes Kollegium bilden. Das Parlament hat bis zur Wiederwahl der Bundesräte kein politisches Mittel, um das ganze  Kollegium oder eines der Regierungsmitglieder zum Rücktritt zu zwingen.Allerdings hat der Fall Kopp (1989) gezeigt, dass durch öffentlichen politischen Druck ein "freiwilliger" Rücktritt erzeugt werden kann. Die Bundesräte, die meistens aus den Reihen der Parlamentarier gewählt werden, müssen nach ihrer Wahl auf ihren Parlamentssitz verzichten. Wegen des Kollegialprinzipes haften die Bundesräte einzeln nur sehr bedingt für ihre Politik, sind aber strafrechtlich verantwortlich. In solchen Fällen kann die BV die Immunität eines Regierungsmitgliedes aufheben. Keine strenge politische Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem Parlament. Der Bundesrat ist verpflichtet, jährlich über seine Tätigkeiten Rechenschaft abzulegen, die Staatsrechnung genehmigen zu lassen und parlamentarische Vorstösse zu behandeln. Grossen Einfluss auf die Regierungspolitik kann das Parlament auch mit dem Budgetrecht nehmen. Das Parlament kann ferner eine parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) einsetzen, wofür allerdings Mehrheiten in beiden Kammern nötig sind. (Tabellen S.213-220)

V. EU

Sie ist keine Organisation mit eigener Rechtspersönlichkeit, sondern bildet das Dach über folgenden

drei Säulen:

1. Europäische Gemeinschaften bestehend aus:

a) Europäische Gemeinschaft
b) Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl EGKS

c) Europäische Atomgemeinschaft EURATOM

2. Gemeinsame Aussen- und Sicherheitspolitik GASP
3. Zusammenarbeiten in den Bereichen Justiz und Inneres

An der Spitze der EU steht der Europäische Rat.

Gemeinsame Organe

	Rat
	Legislative, Überwiegende Zuständigkeit zum Erlass von EG-Recht

	Kommission
	Exekutive, Verfügt über das sogenannte Initiativmonopol als Ausgangspunkt der EG-Rechtssetzung

	Europäisches Parlament (EP)
	Mitwirkung bei der Rechtssetzung durch Anhörung, Zustimmung oder Mitentscheidung, Missrauensvotum gegen Kommission, Zustimmung bei der Ernennung der Kommission

	Europäischer Gerichtshof (EuGH)
	Judikative, Entscheidung von Streitigkeiten über die Auslegung des Gemeinschaftsrechts.

	Rechnungshof
	Externe öffentliche Finanzkontrolle, Erstellen eines amtlichen Jahresberichts

	Europäische Zentralbank
	


§ 29 Wahl der Parlamente

Die periodische Wahl des Parlaments durch das Volk legitimiert das Parlament als Volkvertretung.

I. Wahlsysteme

A) Mehrheitswahl (Majorzwahl)

Nach Mehrheitswahlrecht ist von mehreren Kandidaten in einem Wahlkreis derjenige gewählt, der

die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Es gibt dabei zwei verschiedene Arten, das erforderliche 30

Mehr zu erreichen: Wählkreise sollten ungefähr die gleiche Bevölkerungszahl haben.

	Absolutes Mehr
	Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält.

	Relatives Mehr
	Gewählt ist, wer die meisten Stimmen erhält, ohne Rücksicht auf den prozentualen Anteil an den abgegebenen Stimmen


Vor- und Nachteile der Majorzwahl:

Das Majorzsystem fördert die Bildung von klaren Mehrheiten im Parlament und begünstigt das Zweiparteiensystem. Die vom Parlament gewählten Regierungen können daher eine stabile Regierungspolitik ausüben. Dagegen haben kleinere Parteien wenig Chancen, im Parlament vertreten zu sein. Die Hürde des absoluten oder relativen Mehrs kann nur von Parteienkandidaten übersprungen werden, die einen grossen Anteil der Wahlbevölkerung hinter sich haben. 

B) Die Verhältniswahl(Proporzwahl)

Das Verhältniswahlsystem geht von der Idee aus, dass sich in den Wahlen die politischen Anschauungen des Volkes Niederschlagen und infolgedessen die politischen Richtungen im Parlament im gleichen Verhältnis vertreten sein müssen, wie sie in der Wahl zum Ausdruckkommen. Den Parteien werden die Sitze im Parlament im Verhältnis zu den von ihnen erreichten Stimmen zugeteilt. Beispiel: 

	Partei 
	Erhaltene Stimmen
	Verhältnis der erreichten Stimmensummen
	Zugeordnete Sitze

	A
	60,00%
	6
	60

	B
	30,00%
	3
	30

	C
	10,00%
	1
	10


Der Wähler entscheidet sich primär für eine seiner politischen Weltanschauung entsprechende Partei und legt die entsprechende Parteiliste mit den von der Partei vorgeschlagenen Kandidaten in die Urne.

Vor und Nachteile des Proporzwahlsystems:

Interessen von Minderheiten können besser im Parlament vertreten werden. Die Gefahr liegt aber in einer Parteienzersplitterung, die in Ländern mit parlamentarischem Regierungssystem zu labilen Regierungen führen kann. Die Parlamentsmitglieder sind bei der Proporzwahl stark an die Fraktionsbeschlüsse gebunden, ganz besonders in den parlamentarisch regierten Staaten.

C) Kombination von Majorz und Proporz 

Um die Vorteile aus beiden vorgenannten Systemen zu nutzen und deren Nachteile zu vermeiden, hat sich das Bundeswahlgesetz (BRD) zu einem Kombinationssystem entschlossen; zu einer mit der Personenwahl verbundenen Verhältniswahl.

§ 30 Ein- und Mehrkammernsystem

I. Das Einkammersystem

Im demokratischen Verfassungsstaat mit einem Einkammer-Parlament werden die Aufgaben des Parlamentes  nur durch die Volksvertretung wahrgenommen.In dieser sind die Bürger alle gleich  vertreten. Die Gesetzgebung ist hier also konsequenter demokratisch legitimiert als beim Zweikammersystem. Im Einkammersystem können die Aufgaben mit einer grösseren Effizienz wahrgenommen werden, weil es keine Differenzen mit einer zweiten Kammer zu bereinigen gibt. Verwirklicht in; Schweden, Dänemark, Norwegen, Finnland, Staaten Afrikas und der Nahe Osten. Die Gliedstaaten der Bundesstaaten haben auch ebenfalls das Einkammersystem verwirklicht, so in der Schweiz, Deutschland und in Österreich, während die Gliedstaaten der USA das  Zweikammersystem kennen.

II. Das Zweikammersystem

Das Zweikammersystem lässt sich als diejenige Organisationsform des Parlamentes definieren, bei der die Aufgaben des Parlamentes ganz oder teilweise von zwei zusammenwirkenden Kammern ausgeübt werden. Manchmal kann man es auch so verstehen, dass ein Zweikammersystem nur dann vorliegt, wenn für die Gesetzgebung immer die Zustimmung beider Kammern notwenig ist. GB, F, und D sind nicht als zweikammrig im engeren Sinn zu verstehen, weil ihre zweite Kammer von der ersten Kammer überstimmt werden kann. 

Gründe für das Zweikammersystem:

· Historische  Mischung von Aristokratie und Demokratie

· Die zweite Kammer als Ausdruck territorialer Dezentralisation

· Die zweite Kammer dient auch der Gewaltenteilung innerhalb der Legislative. Sie soll der  Volkskammer, die man sich als von der rasch wechselnden Volksmeinung geprägt und deshalb zu überstürzten Innovationen neigend vorstellt, ein hemmendes, konservatives Element  entgegensetzen.

Ausgestaltung des Zweikammersystems:

a) Grundsätzliche Gleichstellung der beiden Kammern

Die  BV der Schweiz ist als Zweikammersystem mit gleichberechtigten Kammern organisiert. Für  alle wichtigen Kompetenzen wie Gesetzgebung, Bundeskompetenz etc. gilt, dass jede Kammer getrennt verhandelt und entscheidet. Durchbrochen wird dieses Prinzip nur für die Wahlen der Bundesräte, Bundesrichter, General sowie für Rechtsprechung und Begnadigungen.

b) Übergewicht der zweiten Kammer bzw. der Gliedstaatenkammer

In den USA sind beide Kammern hinsichtlich der Rechtsetzungsaufgaben, Finanzbefugnisse und Regierungskontrollaufgaben gleichberechtigt. Dem Senat als Gliedstaatenkammer kommt aber wegen seiner zusätzlichen, wesentlichen Kompetenzen gegenüber dem Repräsentantenhaus ein  Übergewicht zu: Ernennungen von Richtern, Ministern und hohen Beamten des Präsidenten bedürfen der Bestätigung durch den Senat. Im Impeachemen-Verfahren übt der Senat Richterfunktion aus, während das Repräsentantenhaus als Ankläger agiert.

c) Übergewicht der ersten Kammer bzw. der Volksvertretung

Die Volksvertretung als demokratisch stärker legitimierte erste Kammer geniesst heute praktisch in

den meisten Verfassungen eine gewisse Vorrangstellung. Im Parlamentarischem Regierungssystem

erhält die erste Kammer allein schon durch die Aufgabe, die Regierung zu wählen, ein bedeutendes

Machtübergewicht (GB, D, A).

§ 31 Funktionen des Parlamentes 

· Die Gesetzgebung

· Das Budgetrecht: Das Parlament setz den Haushaltsplan fest und korriegiert einen grossen Teil der Regierungspolitik.

· Kontrolle über die Exekutive und Oberaufsicht über die Justiz Mittel dazu sind de Genehmigung der Staatsrechnung und des Geschäftsberichtes. Parlamentarische Untersuchungsrecht Wahlen.

· Das Parlament wählt andere Staatsorgane oder bestätigt wichtige Ernennungen

· Genehmigung wichtiger völkerrechtlicher Vereinbarungen

· In der CH werden die Staatsverträge durch die BV genehmigt und durch den Bundesrat  ratifiziert

Gesetzgebung                                                                                                                                

Als gesetzgebende Gewalt ist jenes Staatsorgan zu verstehen, dessen Hauptfunktion die Rechtsetzung ist: Parlament

Das Gesetzgebungsverfahren

a) Initiative zur Gesetzgebung (Gesetzesinitiativrecht)

b) Vorverfahren

c) Hauptverfahren

d) Hemmungsmöglichkeiten anderer Staatsorgane (Kontrolle), Obligatorisches Referendum: Gesetz im formellen Sinne bedarf stets der Zustimmung des Volkes, Fakultatives Referendum...

e) Veröffentlichung: Publikation der Gesetze vor ihrem Inkrafttreten ist ein wichtiges rechtsstaatliches Prinzip.

Die Regierung (Exekutive)und die Verwaltung 

Die Regierung vollzieht nicht nur Gesetze, sondern sie bereitet die Gesetzgebung vor, plant das staatliche Handeln, leitet und beaufsichtigt die Verwaltung, leitet die Aussenpolitik, repräsentiert den Staat, verwaltet das staatliche Vermögen und informiert regelmässig die Öffentlichkeit. Die grosse Macht der Regierung rührt daher, dass sie mit Hilfe des ihr unterstellten Behördenapparates über mehr Fachkenntnis verfügt als das Parlament. Aufgrund der geringeren Grösse des Regierungsgremiums kann sie schneller und sachgerechter entscheiden. Regierung nimmt vor allem die staatsleitende Funktion wahr, wie Tätigkeiten der Aussenpolitik, Anerkennung von Staaten oder der Abbruch der diplomatischen Beziehungen, die Entscheidung  über Krieg und Frieden und das Aushandeln von Abkommen mit anderen Staaten. Staatsleitende innenpolitische Funktionen sind etwa die Entscheidung über den Ausnahmezustand, die Verfügung über die Streifkräfte, die Ausübung der Gesetzesinitiative und die politische Planung. Diese staatleitenden Akte werden teils von der Regierung allein, teils in Verbindung mit dem Parlament getroffen.

§ 32 Formen der Regierungsorganisation

I. Monokratische Regierung 

Eine monokratische Form der Regierung besteht im Präsidialsystem, wo der Präsident als Einzelperson Träger der Exekutive ist. Er ist während seiner Amtszeit dem Parlament politisch nicht verantwortlich. Die zentrale Stellung des Präsidenten als Inhaber der Regierungsmacht wird noch durch die Tatsache verstärkt, dass er kraft Verfassung gleichzeitig auch Staatsoberhaupt ist und mit seiner Person den Staat nach Aussen und innen repräsentiert.

II. Kabinettregierung

In den parlamentarisch regierten Staaten besteht die Regierung aus einem Kollegium aller Minister unter dem Vorsitz des Premierministers, Ministerpräsident oder Bundeskanzlers. Getrennt davon existiert ein Staatsoberhaupt in der Person eines Staatspräsidenten oder Monachren, welcher repräsentative Funktionen ausübt. Die Kabinettregierung bezieht die Legitimation ihrer Macht daraus, dass sie von der Parlamentsmehrheit gebildet wird. GB verfügt über eine solche Kabinettregierung.Der Premierminister wird von der Krone ernennt und ist in Regel Führer der Mehrheitspartei im Unterhaus. Das Kabinett besteht nur aus einem Teil aller Minister. Dem Kabinett obliegt die Führung der gesamten Staatsverwaltung und die politische Planung. Beispiele: Indien, Pakistan, Australien, Neuseeland, Kanada

III. Kollegialregierung

Bei der Kollegialregierung werden alle wichtigen Fragen gemeinsam von allen Regierungsmitgliedern nach dem Mehrheitsprinzip entschieden. Mit der Kollegialregierung soll der Gedanke der Aufteilung der Macht auf mehrere Amtsträger und deren gegenseitige Hemmung verwirklicht werden. Die Schweiz bietet das einzige Beispiel einer Kollegialregierung. Die Regierungsmitglieder, die sieben Bundesräte, werden vom Parlament auf eine feste Amtsdauer gewählt. Einen eigentlichen Staatspräsidenten mit besonderen Vetorechten gibt es nicht in der CH. Das Kollegialprinzip verlangt vom Bundesrat, dass er alle wichtigen Geschäfte als Gremium beschliesst.

	Art. 177 der BV: Kollegial- und Departementprinzip

1) Der Bundesrat entscheidet als Kollegium

2) Für die Vorbereitung und Vollzug werden die Geschäfte des Bundesrates nach Departement auf die einzelnen Mitglieder verteilt

3) Den Departementen werden Geschäfte zur selbstständigen Erledigung übertragen.


§ 33 Die Verwaltung
Verwaltungstätigkeit ist diejenige staatliche Tätigkeit, die nicht Gesetzgebung oder Rechtssprechung ist. Der Gesetzesvollzug bildet das Haupttätigkeitsfeld der Verwaltung. Die Verwaltung ist hierarchisch strukturiert und an der Spitze der Hierarchie steht die Regierung.

Rechtliche Verantwortlichkeit der im Öffentlichen Dienst Beschäftigten:

· Disziplinarische Strafen

· Strafrechtliche Sanktionen

· Vermögensrechtliche Verantwortlichkeit

Politische Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber dem Parlament 

Da das Parlament kein Weisungsrecht gegenüber der Regierung besitzt, kann es keine  konkreten Verwaltungsentscheidungen verlangen oder aufheben. Aber ein wirksames Kontrollinstrument bildet die Einsetzung der PUK. Diese verfügen das Recht auf Einsichtnahme in Akten der Verwaltung. 

Kontrolle der Verwaltung durch die Öffentlichkeit

In erster Linie mit Hilfe der Medien. Ein Haupthindernis für diese Art der Verwaltungskontrolle bildet das Prinzip, wonach die Verwaltungstätigkeit nicht öffentlich ist, die bei der Verwaltung liegenden Informationen geheim  sind. Es besteht die Gefahr, dass bei "dunkeln" Vorgängen der Verwaltung nicht, nicht  richtig oder unvollständig informiert wird. Tendenz geht daher dahin, dass Geheimhaltungsprinzip zur Ausnahme zu machen. Dies schütz aber nicht legitime Interessen, wie der Schutz Privater vor Preisgabe persönlicher Daten, die Geheimhaltung von polizeilichen Ermittlungsakten oder von militärischen Sachverhalten. Bürger können eine Beschwerde an ein von der Verwaltung unabhängiges Verwaltungsgericht einreichen. Eine blosse Beschwerde an die nächsthöhere Verwaltungsinstanz bringt nicht viel. 

§ 34 Die Richterliche Gewalt (Justiz)  I.                                                                              

Als Justiz bezeichnet man diejenigen Staatsorgane, deren Hauptfunktion die Rechtssprechung ist.

Sie nehmen in sehr geringem Umfang Staatsfunktionen wahr.

Vollziehungs- oder Verwaltungsfunktionen

Die Gerichte konstituieren sich in der Regel selber, sie entscheiden über die Zusammensetzung  ihrer Kammern, wählen ihr eigenes Personal und beaufsichtigen untere Gerichte bezüglich des Geschäftsganges. Für die Verwaltungstätigkeit der Gerichte wird der Ausdruck Justizverwaltung verwendet.

Rechtssetzungsaufgaben

Ausnahmsweise werden den höheren Gerichten Rechtsetzungsaufgaben im Zusammenhang mit der Justizverwaltung zugewiesen. Gerichte haben kein Rechtssprechungsmonopol, denn Parlament und Regierung nehmen in  beachtlichem Umfang Rechtsspechfunktionen wahr.

Richterliche Unabhängigkeit

Gerichte sind in Bezug auf ihre Rechtsprechfunktion nur an das Recht gebunden und im übrigen 

unabhängig von anderen staatlichen und gesellschaftlichen Mächten. Verfahrensmässig ist der Richter an die einschlägigen Prozessgesetze und an die grundrechtlichen Verfahrensgarantien der Verfassung und der EMRK gebunden

· Unabhängigkeit gegenüber anderen Staatsorganen

· Unabhängigkeit gegenüber höheren Gerichten

· Unabhängigkeit gegenüber sozialen Mächten

· Unabhängigkeit gegenüber Prozessparteien

§ 35 Die Gerichtsorganisation

1. Ordentliche Gerichte 

Entscheiden alle Prozesse , die nicht in die Zuständigkeit eines Spezialgerichtes fallen. Vor allem

für die Beurteilung von Zivilstreitigkeiten und Straffällen vorgesehen.

2. Spezialgerichte

Entscheiden über Streitigkeiten, welche sich auf besondere Sachgebiete oder Personenkreise  beziehen. Handels-, Miet-, Arbeits- und Militärgerichte.

3. Ausnahmegerichte

Sind ad hoc, zur Beurteilung eines bestimmten Prozesses gebildete Gerichte. Werden je nach Fall eingesetzt. Sind aus rechtsstaatlicher Sicht bedenklich.

4. Internationale Strafgerichte

Sind für Kriegsverbrecher, die sich schwerste Verstösse gegen humanitäres Völkerrecht zuschulden

kommen liessen. Ein Spezialgericht ist der Ständige Internationale Strafgerichtshof mit Sitz in Den Haag. Dieser Weltstrafgerichtshof ist zuständig für die Beurteilung schwerwiegender Verstösse gegen das Völkerrecht (Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen).

§ 36 Bestellung der Richter
Im Sinne der subjektiven Gewaltentrennung ist das Amt des schweizerischen Bundesrichters mit  der Mitgliedschaft in einer anderen Behörde oder einem anderen Amt des Bundes unvereinbar.

Wahlorgan:
1. Volk: wählt erstinstanzliche Richter

2. Parlament: wählt Mitglieder des Bundesgerichtes

3. Exekutive: Vor allem in England

Amtsdauer

In  der CH werden die Richter auf Amtsdauern drei bis zehn Jahren gewählt mit Wiederwahlmöglichkeit. In den USA werden die Bundesrichter auf Lebzeiten gewählt und können nur wegen strafbaren Handlungen durch ein Impeachment-Verfahren abgesetzt werden.

§ 37 die Verfassungsgerichtsbarkeit

	Verfassungsgerichtsbarkeit ist die Überprüfung staatlichen Handelns auf seine Übereinstimmung mit der Verfassung durch unabhängige Gerichte.


Ist die wirksamste Form des Verfassungsschuztes. Die Verfassungsgerichtsbarkeit hat zwei Funktionen: Subjektiv dient sie dem Rechtsschutz des Einzelnen, vor allem vor staatlichen Verletzungen der verfassungsmässig garantieren Grundrechte des Individuums. Objektiv schützt sie die verfassungsmässige Ordnung und stellt die erhöhte Geltungskraft der Verfassung im Stufenbau der Rechtsordnung sicher. In der CH ist das Bundesgericht als oberstes Gericht für die Beurteilung zivil-, staf-, verwaltungs- und verfassungsrechtlicher Streitigkeiten zuständig.

Haupttypen:

1. Abstrakte Normenkontrolle

Ein Erlass wird ohne Zussamenhang mit einem konkreten Anwendungsfall durch ein Gericht  auf seine Verfassungsmässigkeit überprüft.Wird er als verfassungswidrig befunden, so wird er nicht in Kraft gesetzt oder aufgehoben.

a) Präventive Normenkontrolle

Ein Rechtssatz wird vor seinem Inkrafttreten einer richterlichen Kontrolle unterstellt. Dadurch soll verhindert werden, dass ein verfassungswidriges Gesetz überhaupt in Kraft treten kann.

b) Repressive Normenkontrolle

Ein bereits in Kraft gesetzter Rechtssatz wird direkt, unabhängig von einen konkreten Anwendungsfall, durch ein Gericht überprüft.Vorausgesetzt ist eine gerichtliche Anfechtung des Erlasses innerhalb einer bestimmten Frist nach seiner Publikation in der Gesetzessammlung. 

2. Konkrete Normenkontrolle

a) Diffuses System

Die Gerichte  sind berechtigt oder sogar verpflichtet, die Vereinbarkeit von Rechtsnormen mit der  Verfassung zu überprüfen und verfassungswidrige Normen die Anwendung zu versagen. Die als verfassungswidrig befunden Normen werden jedoch nicht formell aufgehoben, sondern nur im konkret zu beurteilenden Fall nicht angewendet. Faktisch wirkt die Nichtanwendung im Einzelfall für künftige analoge Fälle gleich wie eine formelle Aufhebung.

b) Konzentriertes System

Im konzentrierten System ist bloss ein einziges Gericht(in der Regel ein besonderes Verfassungsgericht) befugt, Gesetzesnormen auf ihre Vereinbarkeit mit der Verfassung zu überprüfen und im Falle der Verfassungswidrigkeit nicht anzuwenden oder nichtig zu erklären.

Verfassungsbeschwerde:
Sie ist ein Rechtsmittel, mit dem Büger einen Erlass oder eine Verfügung wegen Verfassungs-, insbesondere Grundrechtsverletzungen, bei einem Gericht anfechten können.

§ 38 Die Verwaltungsgerichtsbarkeit(Verwaltungskontrolle)
Unter Verwaltungsrechtsprechung versteht man die Entscheidung  verwaltungsrechtlicher  Streitigkeiten (streitige Rechtsverhältnisse aus dem Gebiet des Verwaltungsrechts (zB. Baurecht, Steuerrecht usw.)). Es wird zB. überprüft, ob eine Baubewilligung gestützt auf das Baugesetz zu Recht erteilt oder verweigert wurde. Sofern die Entscheidung einer verwaltungsrechtlichen Streitigkeit durch ein Gericht erfolgt, spricht man von Verwaltungsgerichtsbarkeit. Erlässt dagegen eine hierarchisch übergeordnete Verwaltungsinstanz einen Rechtsmittelentscheid, handelt es sich um um verwaltungsinterne Verwaltungsrechtspflege.

Funktionen und Bedeutung

Die Schaffung  von Verwaltungsgerichten, die organisatorisch und personell von Legislative und Exekutive getrennt und unabhängig von deren Weisungen urteilen, bezweckt eine Verbesserung des Rechtsschutzes der Individuen gegenüber der Verwaltung. Verwaltungsgerichte erfüllen darüber hinaus auch wichtige objektive Funktionen, nämlich die Sicherstellung der Gesetzmässigkeit des Verwaltungshandelns sowie die Rechtsfortbildung auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts. Die Verwaltungsgerichtsbarkeit hat für den Einzelnen grössere Bedeutung als die Verfassungsgerichtsbarkeit. Mit ihrer Hilfe können fast alle Verwaltungsentscheidungen wie etwa über Steuern, Gebühren, wirtschaftliche Bewilligungen, Baubewilligungen und  Schulen einer gerichtlichen Kontrolle zugeführt werden.

Träger

· Allgemeine Verwaltungsgerichte 

· Spezialverwaltungsgerichte (Eidg. Versicherungsgericht in Luzern, Asylrekurskommission)

· Ordentliche Gerichte (Zivilgerichte)

§ 39 Exkurs: Der Ombudsmann(Beauftragter, Bevollmächtigter, Delegierter)

	Den heute bestehenden Ombudsstellen ist gemeinsam, dass es sich um staatliche Organe handelt, die ausserhalb der Verwaltung stehen, vornehmlich auf Anstoss betroffener Bürgerinnen und Bürger tätig werden und auf die Rechtsmässigkeit und Fairness des Verwaltungshandelns  hinwirken, wobei sie keine Anordnung der Verwaltung aufheben oder abändern dürfen, sondern nach Abklärung des Sachverhalts zu vermitteln versuchen und nötigenfalls eine mit Gründen versehene Empfehlung abgeben.


Organisatorische Stellung

Die Ombudsperson ist eine von anderen Staatsorganen unabhängiges staatliches Organ. Er schuldet dem Parlament Rechenschaft über seine Amtsführung. Er ist nicht in die Verwaltungshierarchie eingegliedert. Er wird meist durch das Parlament gewählt. 

Funktionen

Der Ombudsmann hilft dem Bürger im Verkehr mit der Verwaltung und wirkt hin auf die  Rechtsmässigkeit und Korrektheit administrativen Handelns. Er hilft dem Bürger sich zu orientieren. Ombudspersonen sind auf nationaler, gliedstaatlicher und kommunaler Ebene tätig; zudem gibt es Ombudsstellen für spezifische Sachgebiete wie Gesundheitswesen, Militär, Datenschutz oder Geschlechtergleichbehandlung. Der Grund für die weltweite Verbreitung liegt im Bedürfnis der Bürger nach einer leicht ansprechbaren und gleichzeitig unabhängigen Instanz, wenn sie sich im Verkehr mit der Verwaltung nicht zurechtfinden. Die herkömmlichen Rechtsschutzbehelfe vermögen bei weitem nicht allen Rechtsschutzbedürfnissen in eine stark expandierenden Staat gerecht zu werden. Es gibt auch einen Europäischen Ombudmann. 

§40 Die Grundrechte








             










	Grundrechte sind die inhaltlich grundlegenden Rechte des Einzelnen oder einer Gruppe gegenüber dem Staat.


1.  Menschenrechte

Stehen jedem Menschen kraft seines Menschseins zu.

2.  Bürgerrechte

Stehen nur den Bürgern des jeweiligen Staates zu( politische Rechte, Niederlassungsfreiheit)

Arten von Grundrechten des Einzelnen

1.  Freiheitsrechte

Sind die Rechte des Einzelnen gegenüber dem Staat auf Gewährung einer bestimmten Sphäre, in die der Staat nicht eingreifen darf.

2.  Politische Rechte

3.  Soziale Grundrechte 

4.  Rechtsgleichheit

§ 42 Die Freiheitsrechte

Die einzelnen Freiheitsrechte

(1) Das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit

(2) Die Bewegungsfreiheit

(3) Das Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit

(4) Die Religionsfreiheit

(5) Die Ehefreiheit

(6) Die Meinungsäusserungsfreiheit, einschliesslich Pressefreiheit

(7) Das Petitionsrecht

(8) Die Vereinigungsfreiheit

(9) Die Versammlungsfreiheit

(10) Die Eigentumsgarantie

(11) Die Wirtschaftsfreiheit

Zahlreiche Verfassungen garantieren weitere Freiheitsrechte

Träger der Freiheitsrechte

Freiheitsrechte stehen grundsätzlich jedem Menschen und nicht nur den Staatsangehörigen zu.

Als Träger von Freiheitsrechten kommen auch juristische Personen des Privatrechts in Frage,

soweit das betreffende Freiheitsrecht seiner Natur nach einer juristischen Person überhaupt 

zustehen kann.

Schranken der Freiheitsrechte 

Wenn jemand von der ihm zustehenden Freiheit einen exzessiven Gebrauch macht, wird dadurch die Freiheit anderer beschnitten.

Voraussetzungen für die Einschränkungen von Freiheitsrechten

In der CH wird davon ausgegangen, dass ein Freiheitsrecht beschränkt werden darf, wenn 

kumulativ vier Voraussetzungen gegeben sind.

a) eine gesetzliche Grundlage

b) ein öffentliches Interesse(polizeiliche Interessen, Sicherheit, Ruhe, Ordnung, Naturschutz)

c) die Wahrung der Verhältnismässigkeit

d) die Respektierung des Kerngehalts

	Art. 36 BV Einschränkungen von Grundrechten

(1) Einschränkungen von Grundrechten bedürfen einer gesetzlichen Grundlage. Schwerwiegende Einschränkungen müssen im Gesetz selbst vorgesehen sein. Ausgenommen sind Fälle ernster,unmittelbarer und nicht anders abwendbarer Gefahr.
(2) Einschränkungen von Grundrechten müssen durch ein öffentliches Interesse oder durch den Schutz von Grundrechten Dritter gerechtfertigt sein.
(3) Einschränkungen von Grundrechten müssen verhältnismässig sein.
(4) Der Kerngehalt der Grundrechte ist unantastbar.


Ausschaltung von Freiheitsrechten auf Grund besonderer Verfassungsbestimmungen

So beansprucht in der Schweiz der Bund gestützt auf Bestimmungen der BV verschiedene  Monopole. Mit einem Monopol behält sich der Staat eine bestimmte wirtschaftliche Tätigkeit vor. Damit ist die Wirtschaftsfreiheit im betreffenden Sektor ausgeschaltet (zB. Eisenbahnwesen)

§ 43 Die Rechtsgleichheit

	Art. 8 der BV

(1) Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich.

(2) Niemand darf diskriminiert werden, namentlich nicht wegen der Herkunft, der Rasse, des Geschlechts, des Alteres, der Sprache, der sozialen Stellung, der Lebensform, der religiösen Anschauung oder politischen Überzeugung oder wegen einer körperlichen, geistigen oder psychischen Behinderung.

(3) Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das Gesetz sorgt für ihre rechtliche und tatsächliche Gleichstellung, vor allem in Familie, Ausbildung und Arbeit.Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Arbeit.

(4) Das Gesetz sieht Massnahmen zur Beseitigung von Benachteiligungen der Behinderten vor.


§ 44 die politischen Rechte

· Wahlrecht (aktives / passives)

· Stimmrecht

§ 45 Die sozialen Rechte

Sind verfassungsrechtlich verbürgte Ansprüche des Einzelnen auf staatliche Leistungen. Siehe auch Art.41 der BV

§ 46 Gewährleistung von Grundrechten auf internationaler Ebene

1. Vereinte Nationen UNO: Die UNO-Menschenrechtserklärung ist eine blosse Proklamation und rechtlich nicht durchsetzbar.

2. Menschenrechtspakte der UNO: Mit den Menschenrechtspakten wurde das Programm der UNO-Menschenrechtserklärung in  völkerrechtlich verbindliche Übereinkommen überführt. Ist von allen staatlichen Instanzen  anzuwenden, und der Einzelne kann sich darauf berufen. Im übrigen sind die Vertragsstaaten verpflichtet, über die Verwirklichung der in diesen 
Paketen enthaltenen Rechte und die dabei erzielten Fortschritte zuhanden der UNO periodisch Bericht zu erstatten.

3.  OSZE(Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa: Vor allem westeuropäische Staaten(über 50 Mitglieder), USA, Kanada und Nachfolgestaaten der UDSSR. Hauptziele sind: Fragen der Sicherheit in Europa, Zusammenarbeit in Wissenschaft, Technik, Wirtschaft und Umwelt, Zusammenarbeit in humanitären Bereichen. Folgen der Konferenz: Die dabei entstandenen OSZE-Verpflichtungen sind grösstenteils nur politisch verbindlich. Die OSZE-Konferenzen können nur einstimmig Beschlüsse fassen

4. Europarat: Die Wahrung und Weiterentwicklung der Menschenrechte und allgemein die Verbesserung der Lebensbedingungen spielen eine zentrale Rolle.Die wichtigsten Abkommen, die im Rahmen des Europarates ausgearbeitet wurden, sind die Europäische Menschenrechtskonvention und die   Europäische Sozialcharta.

Europäische Menschenrechtskonvention

· Recht auf Leben

· Verbot der Folter

· Verbot der Sklaverei und Zwangsarbeit

· Recht auf Freiheit und Sicherheit 

· Recht auf ein Faires Gerichtsverfahren

· Grundsatz "nulla poena sine lege"

· Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens

· Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

· Meinungsäusserungsfreiheit

· Versammlungs- und Vereinsfreiheit

· Ehefreiheit

· Recht auf eine wirksame Beschwerde bei Konventionsverletzungen

In der CH sind die Grundrechte der EMRK unmittelbar anwendbar. Sie binden alle staatlichen Instanzen in Bund, Kantonen und Gemeinden. Bürger können sich zB. In einem Gerichtsverfahrendirekt darauf berufen. Ein Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte EGMR entscheidet über Individual- und Staatenbeschwerden. Damit übernimmt der EGMR sämtliche Rechtsprechungsaufgaben, die bislang auf Komission, Ministerkomitee und Gerichtshof verteilt waren. 

5.  EU: Die EU hat die EMRK bis jetzt nicht ratifiziert. Da aber alle EU Mitgliedstaaten  der EMRK angehören, fliessen die materiellen Grundrechtsgehalte der EMRK wegen ihrer innerstaatlichen Geltung in den jeweiligen Mitgliedstaaten ins Gemeinschaftsrecht als allgemeine Rechtsgrundsätze ein und werden vom EuGH bei der Konkretisierung und Fortbildung gemeinschaftlicher Grundfreiheiten regelmässig berücksichtigt.

6. Organisation Amerikanischer Staaten (OAS): Der Konvention nicht beigetreten sind die USA und Kanada. 
7.  Organisation für Afrikanische Einheit (OAU)

§ 47 Widerstandsrecht bei Grundrechtsverletzungen?
Widerstandsrecht ist das Recht des Einzelnen, einer Gruppe oder eines Volkes, der Staatsgewalt, die ihre Macht missbraucht und dabei elementare Rechte der Bürger offenkundig und in schwerwiegender Weise verletzt, den Gehorsam zu verweigern oder sogar aktiv zur Zerstörung des staatlichen Machapparates beizutragen.Die Inanspruchnahme des Widerstandsrechts setzt jedoch immer voraus, dass die Ausschöpfung der von der Rechtsordnung zur Verfügung gestellten Mittel

das vom Staat begangene Unrecht nicht zu beseitigen vermag. Zudem muss die  Widerstandshandlung im Hinblick auf die Schwere der staatlichen Rechtsgutverletzung als verhältnismässig erscheinen. Bereits in der Antike erschienen zB. Tyrannenmord, oder im 2. Weltkrieg Attentat auf Hitler. "Bruch der Legalität im Namen der Legitimität"

§ 48 Die politischen Parteien

	Politische Parteien sind grundsätzlich auf Dauer angelegte Vereinigungen von Personen mit gemeinsamen Vorstellungen, die den Zweck verfolgen, durch Beteiligung an Wahlen und Stellungnahmen zu allen wichtigen Sachfragen Einfluss auf die Führung des Staates zu gewinnen.


Von den Verbänden unterscheiden sich die Parteien dadurch, dass sie sich nicht nur für die Wahrung ganz spezifischer Interessen einsetzen, sondern eine Mitverantwortung bei der  Entscheidung  aller wichtigen politischen Fragen anstreben.

	Parteien 
	Verbände
	Aktionskomitees

	Gesamtpolitische Interesse
	Vertreten Partikularinteressen (häufig wirtschaftlicher Natur)
	Vertreten Partikularinteressen

	Politik = Selbstzweck
	Politik = Mittel zur Verwirklichung spezifische Interessen
	

	Dauerhafte Organisation (jur. Person)
	Dauerhafte Organisation(jur. Person)
	Lose Organisation, nur vorübergehend (keine jur. Person)


Parteiensysteme

1. Zweiparteiensystem: England Konservative & Labour, USA Republikaner & Demokraten, Deutschland CDU & SPD.
2. Vielparteiensystem: Typisch für die meisten westlichen Demokratien. Ein Vielparteiensystem wird durch die Proporzwahl begünstigt.
3. Einparteiensystem: Bestehen nur in Staaten, die keine Parteienfreiheit kennen (kommunistische Staaten, einzelne Entwicklungsländer).

Bestimmungen über die Finanzierung der Parteien

Die Parteien können ihre Aktivitäten nicht alleine durch die Mitgliederbeiträge finanzieren. Dadurch besteht die Gefahr, dass sie durch finanzkräftige Institutionen manipuliert werden. Es gibt daher verschiedene Formen staatlicher Unterstützung und Subventionen. In der CH ist es so, dass aufgrund der geringeren Bedeutung und der schwächeren Stellung der Parteien, dass sie keine Staatsmittel erhalten. Es werden nur Fraktionen subventioniert. In Grossbritannien wird der Führer der Opposition staatlich besoldet. Ferner werden die im Unterhaus vertretenen Oppositionsparteien vom Staat unterstützt.  Denkbar sind in der CH Steuerbefreiungen / Steuererleichterungen für politische Parteien. Verbot bestimmter Zuwendungen in Deutschland / Staatliche Kontrolle der Parteifinanzen in Deutschland / Beschränkung der Wahlausgaben in Frankreich

Verbot staatsgefährdender Parteien 

Wird als verfassungswidrig erklärt. Verfassungsfeindliche Parteien, die - wie Hitlers NSDAP- mit den Mitteln der Demokratie die Demokratie zu beseitigen versuchen, sollen frühzeitig ausgeschaltet werden können.

§49 Die Verbände

Verbände  sind privatrechtliche Organisationen, die sich in der Öffentlichkeit und gegenüber den Behörden für bestimmte Interessen einsetzen. Häufig geht es dabei um wirtschaftliche Interessen. Der Umstand, dass Verbände oft einen erheblichen Einfluss auf politische Entscheidungen  ausüben, wird mit dem Schlagwort " Verbandsdemokratie" ausgesprochen. In der Schweiz gibt es über 1000 Verbände, die wirtschaftliche und berufliche Interessen vertreten. Eine zentrale Stellung kommt dabei den Spitzenverbänden zu:

· der Schweizerische Handels- und Industrieverein

· der Schweizerische Gewerkschaftsbund

· der Schweizerische Bauernverband

· der Zentralverband Schweizerischer Arbteitgeber-Organisationen

· der Schweizerische Hauseigentümerverband

· der Schweizerische Mieterinnen- und Mieterverband

· der Schweizerische Automobilverband(Touringcloub)

· der Schweizerische Anwaltsverband

· die Schweizerische Bankiersvereinigung

· die Schweizerische Gesellschaft für Umweltschutz

Den Verbänden fällt die Rekrutierung von Mitgliedern und die Beschaffung von Geldmitteln oft  leichter als den Parteien, weil sie einen direkteren Beitrag zur Verwirklichung spezifischer  Gruppeninteressen leisten. Ihre Zielsetzungen sind konkreter als Parteiprogramme. Zudem pflegen  sie ihren Mitgliedern nützliche Dienstleistungen anzubieten.

Einfluss der Verbände auf den Staat

· Die Verbände artikulieren wichtige Gruppeninteressen und mobilisieren zahlreiche Anhänger.

· Dank ihrer Finanzkraft können sie in erheblichem Umfang Propaganda bei Wahlen und  Abstimmungen finanzieren und auf Nichtmitglieder einwirken.

· Ihre Vertreter verfügen über grosse Sachkunde auf spezifischen Sachgebieten.

Einfluss auf die Parlamentswahlen

Verbände wollen Parlamentsabgeordnete für ihre Interessen gewinnen.In den USA hat sich dafür der Ausdruck Lobbyismus herausgebildet. Durch die Empfehlung von Kandidaten, die einem wichtigen Verband angehören, können grössere Wählerkreise angesprochen werden.

Einfluss auf die Rechtssetzung
Dank ihrer Finanzkraft und ihren oft sehr grossen Mitgliederzahlen sind Spitzenverbände eher als Parteien in der Lage, eine erfolgreiche Initiative zu lancieren. Zwar gibt es auf Bundesebene keine Gesetzesinitiative, doch können auch Verfassungsinitiativen als Druckmittel benutzt werden, um den Gesetzgeber zum Handeln zu veranlassen. Sind wichtige Verbände mit dem vom Parlament getroffenen Entscheid nicht zufrieden, so können sie  glaubwürdig mit der Ergreifung des Referendums drohen. Dies hat zur Folge, dass Verbandsvertreter in das Vorverfahren der Gesetzgebung einbezogen  werden und sind in den Expertenkommissionen vertreten. In den Parlamentsberatungen kommen wiederum Verbandsvertreter zu Wort. 

Einfluss auf den Vollzug

Häufig sind Verbände an der Ausarbeitung von Vollzugsbestimmungen beteiligt. Ferner können Verbände mit der Durchführung gesetzlich vorgesehener Kontrollen oder mit der Abnahme von Fachprüfungen betraut werden, die der Staat für die Zulassung zu einer Erwerbstätigkeit verlangt. 

Einfluss auf die Rechtssprechung

Manchmal dürfen Verbände fachkundige Vertreter in Spezialgerichte entsenden.

§50 Die Massenmedien

Die wichtigsten Medien sind:

· Presse 

· Radio              

· Fernsehen

· Internet

1. Betrieb von Radio und Fernsehen durch den Staat 

Diese Ordnung besteht in kommunistischen und anderen diktatorisch regierten Staaten. Sie birgt die Gefahr einer starken staatlichen Indoktrinierung sowie des Mangels an Kontrolle staatlicher Tätigkeit in sich.

2. Privatwirtschaftliches System

USA - Der Staat selbst betreibt kein Fernsehen. Die FCC(Federal Communications Commission) erteilt die Bewilligungen zum Betrieb eines Rundfunksensenders an private Gesellschaften. In diesem System besteht die Gefahr einer zu starken Einflussnahme durch die Wirtschaft und einer Vermarktung politischer Fragen.

3. Konkurrenz von staatlichen und privaten Sendern

Kennen die meisten europäischen Staaten. Italien ist ein gutes Beispiel dafür, dass dieses System auch zu Machtakkumulationen führen kann, wie es Silvio Berlusconi gezeigt hat, der über 3 private Fernsehkanäle kontrolliert und somit die öffentliche Meinung beeinflussen konnte.
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Für Konvertierungsfehler im Speicherformat übernehme ich keine Verantwortung.

Der Staat ist eine dauernde Verbindung von Menschen auf einem bestimmten Territorium. Er schützt die Freiheit der Einzelnen, wahrt im Rahmen der Völkerrechtsordnung seine Unabhängigkeit, verfolgt dem Gemeinwohl dienende Interessen und setzt diese Ziele nötigenfalls mit Gewalt durch.

















Republik = Staatsformen, die keine Monarchien sind





Die Verfassung ist die rechtliche Grundordnung des Staates. Sie umfasst die obersten Rechtsnormen eines Staates.





Unter der verfassungsgebender Gewalt (pouvoir constituant) verstehen wir die für den Erlass oder die Änderung der Verfassung zuständige Instanz. Sie ist die oberste Rechtsautorität. Häufig erfordert die Revision einer Verfassung das Zusammenwirken mehrerer Organe.








Flexibel ist eine Verfassung, wenn sie im gleichen Verfahren wie ein Gesetz abänderbar ist. Meistens ist die Verfassung nur in einem im Vergleich mit der einfachen Gesetzgebung erschwerten Verfahren abänderbar; hier haben wir es mit einer relativ starren Verfassung zu tun. Soweit eine Verfassung bestimmt, dass sie nicht revidiert werden darf, liegt eine absolut starre Verfassung vor.





Gewohnheitsrecht = Ungeschriebene Rechtsnormen, die als verbindliches Recht Geltung erlangen, wenn drei Voraussetzungen erfüllt sind:


Die gewohnheitsrechtliche Norm beruht auf einer langdauernden, ununterbrochenen und einheitlichen Praxis der Behörden.


Es besteht eine Rechtsüberzeugung der Behörden und der Bürger, die von der Norm betroffen sind, dass diese als geltendes Recht zu beachten ist.


Es liegt eine Lücke im geschriebenen Recht vor.





Haupttypen der rechtlichen Garantien zum Schutz der Verfassung 





Staatlicher Akt


(wird auf seine Verfassungsmässigkeit geprüft)





Staatsorgan


(wird persönlich zur Verantwortung gezogen)





Präventive Kontrolle








Repressive Kontrolle








Ein Staatsnotstand liegt vor, wenn die Existenz des Staats oder die staatliche Aufgabenerfüllung durch schwerwiegende Gefahren bedroht wird, deren Abwehr mit dem ordentlichen Instrumentarium des Rechts nicht möglich ist.











Art.12 BV: Recht auf Hilfe in Notlagen


Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und Betreuung und auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind.





Art.3 Kantone


Die Kantone sind souverän, soweit ihre Souveränität nicht durch die BV beschränkt ist; sie üben alle Rechte aus, die nicht dem Bund übertragen sind.


Art.42 Aufgaben des Bundes


Der Bund übernimmt die Aufgaben, die ihm die BV zuweist.


Er übernimmt die Aufgaben, die einer einheitlichen Regelung bedürfen.


Art.43 Aufgaben der Kantone


Die Kantone bestimmen, welche Aufgaben sie im Rahmen ihrer Zuständigkeiten erfüllen.











Art.24 BV: Der Bund nimmt die Aufgaben wahr, deren Lösung die Kraft der Kantone übersteigt.





Art.50 BV


Die Gemeindeautonomie ist nach Massgabe des kantonalen Rechts gewährleistet.


Der Bund beachtet in seinem Handeln die möglichen Auswirkungen auf die Gemeinden.


Er nimmt dabei Rücksicht auf die besondere Situation der Städte und der Agglomerationen.



































